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Ländlidic  Vererbung  auf  der  Geest  und  in  den  Marsdien. 

Eine  ebenso  tiefgehende  Verschiedenheit  wie  in  der  Entwicke- 
lung  der  Verfassung  auf  der  Geest  und  in  der  Marsch  zeigt  sich  auch 
in  der  Entstehung  des  Erbrechtes  und  der  Erbgewohnheiten  in  den 
beiden  Gegenden,  ohne  daß  aber  die  erstere  grundlegend  für 
die  letztere  gewesen  wäre. 

Wenden  wir  uns  zunächst  der  Vererbung  des  ländlichen  Grund- 
besitzes auf  der  Geest  zu. 

Die  erste  Fixierung  des  Erbrechtes  finden  wir  in  der  Lex 
Saxonum^).  Diese  entstammt  zwar  erst  der  Zeit  nach  der  fränkischen 
Eroberung,  da  sie  aber  gleich  zu  Anfang  des  9.  Jahrhunderts  aufge- 
zeichnet ist,  sind  die  in  ihr  enthaltenen  Bestimmungen  wohl  ohne 
Frage  altes  Sächsiches  Gewohnheitsrecht.  Danach  waren  nur  die 
Söhne  die  berechtigten  Erben  des  freien  bäuerlichen  Grundbesitzes, 
während  die  Erbfolge  der  Töchter  erst  dann  in  Frage  kam,  wenn 
keine  Söhne  vorhanden  waren.  Es  war  also  eine  Teilung  des  Grund- 
besitzes unter  die  einzelnen  Familienmitglieder  wohl  denkbar,  allein 
es  scheint  dieselbe  wenig  Anwendung  gefunden  zu  haben,  denn  es 
ist  Meitzen^)  besonders  für  das  alte  Volksland  rechts  der  Weser 
möglich  gewesen,  die  Erhaltung  des  ursächsischen  Bauerngutes  in 
seiner  alten  Ausdehnung  und  Zusammensetzung  bis  zur  Zeit  der 
Verkoppelung  und  Gemeinheitsteilung  an  typischen  Beispielen  auf 
das  deutlichste  klarzulegen.  Einer  Teilung  des  bäuerlichen  Besitzes 
stand  ja  auch  in  erster  Linie  die  Größe  desselben  entgegen,  die  dem 
Bedarf  einer  Familie  angemessen  war,  zudem  aber  gab  es  noch  un- 
endlich viel  freies  Land  in  der  eignen  oder  in  fremden  Marken,  das 
den  Nichterbberechtigten,  unter  gewissen  Voraussetzungen  allerdings 
nur  3),  zur  Verfügung  stand.    Diese  Umstände  verhinderten  in  den 


1)  cf.  V.  Richthofen:  Die  Lex  Saxonum  in  den  Mon.  germ.,  Bd.  V. 

2)  cf.  Meitzen:   Siedlung  und  Agrarwesen  der  Westgermanen  und  Ostgermanen, 
der  Kelten,  Römer,  Finnen  und  Slawen,  Berlin  1895, 

3)  Meitzen:  a.  a.  O.  Bd.  I,  Kap.  8. 
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Jahrhunderten  bis  zum  Ausgang  der  Karolingerzeit  eine  Real- 
teilung und  damit  eine  Zersplitterung  des  Grundbesitzes,  wie  wir  sie 
in  den  fränkischen  Landesteilen,  also  im  Rheinland  und  in  Hessen 
so  ausgeprägt  finden.  Wie  aber  im  einzelnen  die  Erbfolge  vor  sich 
gegangen  ist,  ob  damals  bereits  eine  Bevorzugung  des  Anerben 
stattgefunden  hat,  ob  und  in  welcher  Weise  eine  Abfindung  der 
nicht  im  Grundbesitz  sukzedierenden  Erbberechtigten  getätigt  wurde, 
ob  die  Institution  des  Altenteiles  bereits  bekannt  war,  darüber  sind 
uns  bestimmte  Angaben  nicht  Übermacht  worden. 

Die  Veränderung  in  der  altsächsischen  Agrarverfassung,  die  im 
Laufe  des  lo.  Jahrhunderts  die  Villication  zeitigte,  hatte  auch  eine 
vollständige  Umwälzung  des  Erbrechtes  zur  Folge.  Anfangs  stand 
dem  Grundherrn  beim  Tode  des  ja  persönlich  abhängigen,  aber  grund- 
besitzfreien Laten  das  Recht  zu,  dessen  gesamten  Mobiliarbesitz  als 
Erbberechtigter  an  sich  zu  nehmen.  Später  wurde  dies  Recht  inso- 
fern modifiziert,  als  nur  ein  Teil  des  mobilen  Nachlasses  dem  Grund- 
herrn zufiel.  Dieser  Teil  war  in  den  verschiedenen  Zeiten  und  in 
den  verschiedenen  Gegenden  verschieden  groß,  selten  umfaßte  er  die 
Hälfte  des  Mobiliarwertes,  in  den  meisten  Fällen  bestand  er  nur  aus 
dem  besten  Stück  Vieh  (Besthaupt)  oder  dem  besten  Gewand  des 
Verstorbenen.  Blieb  aber  der  »homo  proprius  vel  glebae  adscriptus« 
ledig,  so  fiel  der  gesamte  Nachlaß  dem  Grundherrn  anheim^). 

War  demnach  das  Mobiliar  des  Laten  nicht  ohne  weiteres  und 
nur  teilweise  vererblicher  Besitz  desselben,  so  stand  ihm  im  Gegensatz 
dazu  am  Latengut  ein  ungeschmälertes  Vererbungsrecht  zu.  Die  Art 
der  Vererbung  im  einzelnen  ist  uns  auch  bei  diesen  Latgütern  nicht 
bekannt,  wohl  aber  kann  eine  Realteilung  im  allgemeinen  nicht  statt- 
gefunden haben,  da  sich  nirgends  eine  Zersplitterung  des  Grundbe- 
sitzes in  größerem  Maßstabe  findet. 

Die  Villicationsverf assung  verschwand  im  13.  und  14.  Jahrhundert 
fast  restlos  im  Erzbistum  Bremen,  nur  an  der  Grenze  unseres  Ge- 
bietes, im  Amte  Zeven,  waren  noch  im  18.  Jahrhundert  einige  Höfe 
und  Katen  ,eigen*.  Die  Grundherrenrechte  wurden  dort  von  der 
Landesherrschaft  ausgeübt,  ihr  stand  also  auch  ein  Erbrecht  am 
Mobiliarvermögen  der  ,glebae  adscripti'  zu.  Dieses  Recht  scheint 
sich  aber  im  Laufe  der  Jahrhunderte  nur  insofern  erhalten  zu  haben, 
als  es  den  Nachlaß  eines  Ledigen  betraf.  Denn  bei  v.  Stade  heißt 
es  nur:  ».  .  .  .  stirbet  davon  ein  lediger  Knecht,  der  sich  nicht  los- 
gekaufft  hat,  so  fält  seine  Erbschaft  der  Hohen  Landesherrschaft 


^)  cf.  V.  Stade  im  Stader  Archiv,  VI,  fol.  56. 
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gäntzlich  heim,  und  die  Anverwandten  bekommen  davon  nichts,  es 
sey  dann  ex  speciali  Principis  gratia«^). 

Aber  wie  bereits  bemerkt,  bildeten  die  ,Eigenen*  des  Amtes 
Zeven  eine  Ausnahme,  überall  sonst  im  Erzbistum  Bremen,  und  so 
auch  auf  der  Geest  unseres  Gebietes  hatte  sich  aus  der  Villications- 
verfassung  das  Meierrecht  herausgebildet.  Anfangs  war  der  Meier 
nichts  weiter  als  ein  Pächter,  allerdings  ein  Zeitpächter  in  beschränktem 
Sinne,  denn  die  Verpachtung  erfolgte  auf  unbestimmte  Zeit.  Dazu 
kam,  daß  dem  Meier  einzelne  Teile  des  Gesamtmeiergutes  zu  eigen 
gehörten,  so  namentlich  die  Gebäude,  dann  aber  auch  sämtliches  tote 
und  lebende  Inventar,  die  Ernte  der  getätigten  Aussaat  und  in  ge- 
wisser Weise  auch  die  Gahre  im  Boden.  Wenn  deshalb  auch  dem 
Grundherrn  bis  gegen  Ende  des  1 6.  Jahrhunderts  die  willkürliche  Ab- 
meierung des  Pflichtigen  zustand,  so  wurde  doch  davon  wenig  Ge- 
brauch gemacht,  mußte  dann  doch  dem  Meier  sein  Eigentum  heraus- 
gegeben werden,  resp.  mußte  er  eine  Abfindung  erhalten,  deren 
Höhe  gewöhnlich  durch  gesetzliche  Normen  bestimmt  war.  Aus 
diesem  Grunde  wurde  häufig  aus  der  Zeitpacht  des  Meiers  eine  Erb- 
pacht, aber  immerhin,  einen  gesetzlichen  Anspruch  hatte  der  Meier 
nicht  darauf. 

Erst  gegen  die  Wende  des  i6.  und  17.  Jahrhunderts  wurde, 
wie  wir  an  anderer  Stelle  sahen,  das  Meiergut  von  Seiten  der  Landes- 
herren für  erblich  erklärt,  und  mit  diesem  Vererbungsrecht  wurde 
ein  Vererbungsmodus,  der  für  die  grundherrlich-freien  Bauergüter 
seit  langer  Zeit  gewohnheitsrechtliche  Gültigkeit  gehabt  hatte,  gesetz- 
lich fixiert  und  zugleich  auf  die  Meiergüter  ausgedehnt,  nämlich  das 
Anerbenrecht. 

Um  diese  Erbrechtsordnung  zu  verstehen,  müssen  wir  uns 
vergegenwärtigen,  aus  welchen  Bestandteilen  sich  das  vom  Meier 
bewirtschaftete  Bauerngut  zusammensetzte.  Da  kam  in  erster  Linie 
das  Meiergut  in  Betracht,  also  alle  die  Grundstücke,  welche  dem 
Stelleninhaber  zu  Meierrecht  verliehen  waren.  Diese  bildeten  in  der 
Regel  bei  weitem  den  größten  Teil  des  ganzen  Komplexes.  Dazu 
kamen  die  nicht  zu  Meierrecht  ausgetanen  Grundstücke,  die  aber 
insofern  mit  dem  Meiergut  unzertrennlich  zusammengehörten,  als 
diese  beiden  Bestandteile  das  Bauerngut  im  Rechtssinne  ausmachten. 
Dieser  stets  streng  fixierte  Besitz  bildete  eine  dienst-  und  steuer- 
pflichtige Einheit,  die  weder  vom  Bauer  noch  vom  Grundherrn  ge- 
ändert werden  durfte.   Er  machte  seinen  Inhaber  zum  Landgemeinde- 


^)  cf.  Stader  Archiv,  VI,  fol.  56  und  Seite  41  dieser  Abhandlimg. 
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mitglied,  bestimmte  seinen  Einfluß  innerhalb  der  Gemeinde  und 
verpflichtete  ihn  zu  ganz  bestimmten  Kommunal-  und  Staatsabgaben. 
Zu  diesen  Bestandteilen  des  Bauerngutes  im  rechtlichen  Sinne  traten 
dann  noch,  als  in  wirtschaftlich-sozialer  Beziehung  zu  ihm  gehörend, 
die  übrigen  allodialen  Bestandteile,  die  dem  Besitzer  eigentümlich 
und  freiverfügHch  zustanden,  so  in  erster  Linie  die  Gebäude,  ferner 
noch  Grundstücke,  sowie  totes  und  lebendes  Inventar. 

Als  nun  die  Erblichkeit  des  Meierrechtes  legal  festgesetzt  worden 
war,  da  begannen  die  Bauern  nach  und  nach  auch  das  eigentliche 
Meiergut  als  ihr  Eigentum  zu  betrachten.  Sie  belasteten  dasselbe, 
verkauften  einzelne  Teile  und  zerschlugen  es  auch  hin  und  wieder 
im  Erbgange.  Aus  Gründen  finanzwirtschaftlicher  Natur  mußten  sich 
die  Landesherren  diesem  Treiben  widersetzen,  und  sie  wurden  hierin 
von  den  Ständen  unterstützt,  die  ebenfalls  ein  Interesse  an  der  un- 
geschmälerten Leistungsfähigkeit  der  Meier  hatten.  So  wurde  denn 
eine  Zerreißung  des  Bauerngutes  im  Rechtssinne  durch  Landesgesetz 
verboten  und  nur  über  die  freien  Pertinenzien  konnte  der  Bauer 
willkürlich  verfügen.  War  demnach  das  Bauerngut  unteilbar,  so 
mußte  es  auch  im  Erbgange  einem  einzigen  Erben  zufallen,  dem  An- 
erben, der  unter  mehreren  gleich  nahen  Erben  somit  ein  Vorrecht 
erhielt.  Dieses  Vorrecht  des  Anerben  wurde  besonders  dadurch  zu 
einer  sehr  weitgehenden  Bevorzugung,  daß  es  verboten  war,  ohne 
Einwilligung  des  Grundherren  oder  des  Amtes  das  Bauergut  zu  be- 
lasten. Demnach  konnten  die  Miterben  nur  vom  AUod,  nicht  vom 
Bauergute  ihren  Erbteil  erhalten.  Um  strittigen  Anschauungen  zu 
begegnen,  wurde  durch  Vorschriften  festgesetzt,  was  als  AUod  zu 
gelten  hatte.  In  der  Regel  umfaßte  es  den  Wert  der  Gebäude  zur 
Hälfte,  soweit  dieselben  noch  nicht  seit  drei  Generationen  auf  dem 
Hofe  gestanden  hatten,  sowie  die  Grundstücke,  welche  in  den  letzten 
50  Jahren  durch  Kauf,  Heirat  oder  Erbgang  an  den  ursprünglichen 
Bauerhof  gekommen  waren.    Auch  das  Inventar  galt  als  Allod. 

Da  nun  aber  dem  Anerben  die  Fortführung  der  Wirtschaft  ohne 
das  Allod  nicht  möglich  war,  so  mußte  ihm  zugleich  mit  dem  Bauer- 
gute auch  dieses  übergeben  werden.  Er  war  also  damit  der  alleinige 
Erbe  des  Bauerngutes  im  wirtschaftlich-sozialen  Sinne. 

Allerdings  mußte  der  Anerbe  den  übrigen  Miterben  ein  Anteils- 
recht am  AUodialvermögen  einräumen.  Da  er  aber  zugleich  mit  dem 
Besitz  des  eigentlichen  Bauergutes  auch  den  des  Allods  antrat,  so 
wurden  die  Pflichten  und  Rechte  der  Miterben  auf  den  Anerben 
übertragen,  und  sie  erhielten  ihr  Alloderbe  in  Form  von  Brautschätzen^ 
d.  h.  der  Anerbe  hatte  ihnen  Abfindungen  zu  leisten. 
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Diese  Abfindungen  aber  waren  von  verhältnismäßig  sehr  geringer 
Höhe,  Denn  erstens  war  das  AUod  in  der  Regel  im  Vergleich  zum 
Werte  des  übrigen  Bauergutes  nur  von  nebensächlicher  Bedeutung, 
dann  aber  wurden  von  dem  Allod  noch  sämtliche  Schulden  abgezogen, 
die  auf  dem  Gesamtbesitze  lasteten,  drittens  aber  bildete  sich  mit  der 
Zeit  die  Gewohnheit  heran,  dem  Anerben  noch  insofern  ein  nicht 
unbeträchtliches  Präzipuum  zu  gewähren,  als  ein  Teil  des  eigentlichen 
Allods  als  zum  Meiergut  gehörend  angesehen  wurde,  so  vor  allem 
die  sämtlichen  Gebäude,  ein  Teil  der  Aussaat  und  der  Ernte  auf  dem 
Felde  u.  s.  f. 

Der  Brautschatz  ^)  bestand  auf  der  Bremer  Geest  nur  in  seltenen 
Fällen  aus  Allodgrundstücken,  die  sich  ohne  wirtschaftlichen  Nachteil 
vom  Bauergut  trennen  ließen,  in  der  Regel  wurde  er  in  Naturalien 
geleistet,  so  in  Vieh,  Getreide,  Haus-  und  Wirtschaftsgerät  und 
Kleidungsstücken,  wozu  dann  noch  ein  meist  sehr  geringer  Geldbetrag 
kam,  der  in  Raten  zahlbar  war. 

Die  Auszahlung  des  Brautschatzes  erfolgte  in  der  Regel  erst, 
wenn  der  Miterbe  sich  verheiratete  und  damit  den  Hof  verließ. 
Allerdings  mußte  er  den  männlichen  Erbberechtigten  meist  auch  dann 
ausgehändigt  werden,  wenn  dieselben  volljährig  waren  und  den  Hof 
verlassen  wollten.  Starb  einer  der  Miterben  unverheiratet  und  der 
Brautschatz  war  ihm  noch  nicht  ausbezahlt,  so  waren  in  Bremen 
sämtliche  Geschwister  in  denselben  erbfolgeberechtigt,  während  er 
in  den  übrigen  Teilen  Niedersachsens,  mit  Ausnahme  von  Lüneburg, 
an  den  Hoferben  allein  fiel. 

Nach  diesen  Grundsätzen  sukzedierte  der  Anerbe  in  der  Regel 
nicht  erst  beim  Tode  des  Meiers  in  den  Hof,  derselbe  wurde  ihm 
vielmehr  meistens  noch  bei  Lebzeiten  des  Vorbesitzers  übergeben, 
gewöhnlich  dann,  wenn  der  Anerbe  sich  verheiratete.  In  diesem 
Falle  bedang  sich  der  abtretende  Meier  eine  in  ihren  Einzelheiten  fest- 
gesetzte lebenslängliche  Versorgung  von  dem  Hofe  aus,  das  Altenteil. 
Dieses  Altenteil,  das  neben  Naturalien  meist  auch  eine  niedrige 
lebenslängliche  Geldrente  umfaßte,  wurde  für  den  Vorbesitzer  und 
dessen  Frau  gemeinsam  festgesetzt,  reduzierte  sich  aber  bei  dem  Tode 
des  einen  Teiles  gewöhnlich  auf  die  Hälfte. 

Eine  ganz  ähnliche  Form  der  Vererbung,  wie  bei  den  Pflichtigen 
finden  wir  bei  den  grundherrlich-freien  bäuerlichen  Besitzungen,  den 
Erbexen güt er n,  die  ja  überall  auf  der  Bremer  Geest  nebem  dem 
Meierbesitz  vereinzelt  vorkamen.    Auch  diese  Höfe  wurden  von  den 


^)  cf.  Scharnhorst:  a.  a.  O.  §  51  und  Polizei-Ordnung  von  1692  §  983/4. 


Besitzern  anfangs  vielfach  distrahiert.  Deshalb  sah  sich  die  Regierung- 
genötigt, für  Bremen-Verden  im  Jahre  1777^)  eine  Verordnung  zu 
erlassen,  welche  die  Veräußerung  von  Hofpertinenzien  auch  für  die 
Erbexen  untersagte.  Dagegen  wurde  ihnen  eine  Teilung  der  Höfe 
in  Halb-,  Drittel-  und  Viertel-Höfe  im  Erbgange  oder  Uebergabe- 
vertrag  gestattet,  aber  nur  unter  der  Bedingung,  daß  die  Erben  sich 
verpflichteten,  auf  jedem  dieser  Teilhöfe  eine  in  sich  geschlossene 
Wirtschaft  einzurichten  und  einen  Teil  der  ursprünglichen  Staats- 
und Kommunallasten  auf  die  neuen  Besitzungen  übertragen  zu  lassen^). 

Wurde  aber  von  diesem  Teilungsrechte  kein  Gebrauch  gemacht, 
und  das  scheint  bei  weitem  am  häufigsten  der  Fall  gewesen  zu  sein, 
dann  regelte  sich  die  Nachfolge  in  den  Hof  nach  den  Grundsätzen 
des  Meierrechtes,  nur  sollte  hier  der  Brautschatz  für  die  Miterben 
reichlicher  ausfallen,  indem  ,auf  das  vom  Hofe  akquirierte  gutsherrliche 
Recht  einige  Rücksicht  genommen'  würde,  aber  immerhin  nur  in 
bescheidenen  Grenzen,  nämlich  ,soweit  die  Konsistenz  des  Hofes 
nicht  darunter  leidet' 3).  Es  wurde  hier  also  von  Seiten  der  Regierung 
und  wohl  mit  Recht,  angenommen,  daß  bei  den  nicht  ursprünglich 
freien  Erbexenhöfen  die  Ablösung  der  Meiergefälle  seinerzeit  zum 
Teil  aus  dem  Allod  geschehen  war. 

So  fand  demnach  auf  allen  Höfen  der  Bremer  Geest  im  Erb- 
gange eine  außerordentlich  weitgehende  Bevorzugung  des  Anerben 
statt,  der  fast  immer  den  Hof  mit  allen  unfreien  und  freien  Ländereien 
übernahm  und  den  Miterben  nur  einen  verhältnismäßig  sehr  geringen, 
sich  nach  dem  Wert  des  Allods  und  damit  sich  indirekt  nach  der 
Leistungsfähigkeit  des  Hofes  richtenden  Brautschatz  auszuzahlen  hatte. 
Allerdings  blieb  den  Miterben  das  Recht  auf  die  Nachfolge  im  Hofe 
gewahrt,  aber  nur  solange,  als  der  Übernehmer  unverheiratet  war, 
und  ferner  hatten  sie  einen  Anspruch  auf  Verpflegung  auf  dem 
Besitztum  bis  mindestens  zum  vollendeten  14.  Lebensjahre. 

Verheiratete  sich  aber  der  Bauer,  so  wurde  bei  Kinderlosigkeit 
der  Ehe  die  Frau  in  den  Hof  erbfolgeberechtigt  nach  dem  Grund- 
satze ,längst  Leib,  längst  Gut'.  Bei  ihrer  Wiederverheiratung  fiel 
also  der  Hof  an  die  Kinder  aus  der  neuen  Ehe.  Waren  aber  beim 
Tode  des  Hofbesitzers  unmündige  Kinder  vorhanden,  so  stand  der 
hinterbliebenen  Witwe  das  Recht  der  Verwaltung  und  Nutzung  des 
Hofes  ohne  jede  Einschränkung,  abgesehen  von  einer  Veräußerung, 

^)  Nicht  1771  wie  bei  Großmann,  fol.  39  angegeben,  cf.  Spangenberg:  Sammlung 
hannov.  Gesetze  und  Verordnungen,  Nr.  1219. 

2)  cf.  Stüve:  a.  a.  O.  fol.  136  und  Oppermann:  Sammlung  Nr.  35  (für  Hoya). 
^)  cf.  Oppermann:  a.  a,  O.  Nr.  35. 


bis  zur  Volljährigkeit  des  als  Anerbe  bestimmten  Kindes  zu.  Heiratete 
sie  wieder,  wurden  in  dem  Falle  diese  Rechte  auch  bis  zur  Voll- 
jährigkeit des  Anerben  auf  den  zweiten  Mann  übertragen,  dem  Vize- 
wirt oder  Vizbuur,  dem  aber  zugunsten  des  Anerben  und  der  übrigen 
Kinder  aus  der  ersten  Ehe  gewisse  Verpflichtungen  auferlegt  wurden 
und  der  nicht  die  volle  Verfügungsfreiheit  über  den  Hof  hatte. 

Nach  eingetretener  Volljährigkeit  des  Anerben  bezogen  die 
Witwe  resp.  der  Vizewirt  das  Altenteil,  die  Kinder  aus  der  zweiten 
Ehe  aber  bekamen  gleich  den  Geschwistern  des  Anerben  einen 
Brautschatz  ausgesetzt.  Auch  hatten  sie,  allerdings  erst  nach  den 
Kindern  aus  erster  Ehe  ein  Recht  auf  Nachfolge  in  den  Hof.  Für 
diese  Vergünstigungen  im  Erbgange,  die  ihr  selbst  und  ihren 
Kindern  zuteil  wurde,  verschrieb  die  aufheiratende  Frau  noch  als 
Braut  ihre  Mitgift  dem  Bräutigam  zwecks  unumschränkter  Ver- 
wendung zugunsten  des  Hofes.  Sie  verzichtete  damit  auf  jede  Rück- 
gabe derselben  beim  Tode  des  Mannes. 

Aber  nochmals  möchte  ich  betonen,  daß  diese  ganze  Institution 
des  Anerbenrechtes  an  Meier-  und  Erbexengütern  im  Herzogtum 
Bremen  durchaus  nicht  allein  auf  die  gesetzliche  Anordnung  von 
Seiten  der  Landesherren  zurückzuführen  ist,  sie  hatte  sich  vielmehr, 
als  Gewohnheitsrecht  ohne  Frage  bereits  sehr  früh  herausgebildet. 
Nur  den  Zeitläuften  entsprechende  Einzelbestimmungen  dieses  Ge- 
wohnheitsrechts sind  eben  damals  durch  landesherrliche  Verordnung 
gesetzlich  festgelegt  worden,  in  erster  Linie  sollte  die  gesetzliche 
Fixierung  dem  Verschwinden  dieses  Gewohnheitserbrechtes  vorbeugen. 
Allerdings  bedurfte  jeder  Übergabevertrag  der  Zustimmung  des 
Grundherrn  und  der  gerichtlichen  Genehmigung,  aber  beides  konnte 
nicht  willkürlich  verweigert  werden.  Ebenso  hatte  anfangs  der 
Grundherr  das  Recht,  den  Anerben  aus  der  Zahl  der  Erbberechtigten 
zu  wählen,  aber  bereits  zu  Beginn  des  i8.  Jahrhunderts  besaß  im 
Herzogtum  Bremen^)  überall  der  älteste  Sohn  des  Meiers  ein  An- 
erbenrecht, das  ihm  weder  von  selten  des  Grundherrn  noch  des 
Meiers  selbst  ohne  weiteres  vorenthalten  werden  konnte.  Waren 
keine  Söhne  vorhanden,  war  die  älteste  Tochter  die  Anerbin. 

Auf  diese  Weise  hat  sich  nun  die  Vererbung  des  bäuerlichen  Grund- 
besitzes vollzogen  nicht  nur  während  des  Bestehens  der  Meierverfassung, 
auch  später  noch,  als  die  Grundherrschaft  bereits  aufgehoben  war, 
galten  die  alten  Bestimmungen  fast  unverändert.  Nur  insofern  brachte 
die  gleichzeitig  mit  der  Ablösungsordnung  am  23.  Juli  1833  erlassene 


1)  Selbstverständlich  sind  die  Marschen  hier  unberücksichtigt  geblieben. 
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Verordnung  über  die  Verhältnisse  der  durch  Ablösung  freigewordenen 
Güter  ^)  eine  Änderung,  als  für  die  bisher  Pflichtigen  Höfe  inbezug 
auf  die  Dispositionsfreiheit  dieselben  Beschränkungen  gelten  sollten, 
welche  bis  dahin  den  freien  Bauern  derselben  Gegend,  sei  es  durch 
Gesetz,  sei  es  durch  Gewohnheitsrecht  auferlegt  waren.  Da  aber 
gerade  in  unserem  Bezirk  sich  die  Erbgewohnheiten  der  freien 
Bauern  von  denen  der  Pflichtigen  kaum  in  etwas  unterschieden,  wie 
wir  gesehen  haben,  so  wurde  also  dort  das  Erbrecht  auch  durch 
diese,  für  andere  Bezirke  wichtige  Bestimmung  wenig  oder  gar  nicht 
tangiert.  Und  da  die  Verordnung  weiter  bestimmte,  daß  dort,  wo 
die  Meierlasten  aus  dem  AUod  abgelöst  waren,  bei  der  Festsetzung 
des  Brautschatzes  darauf  gebührend  Rücksicht  genommen  werden 
sollte,  so  wurde  trotz  der  Neuordnung  der  Verfassung  die  alte  Ge- 
staltung des  Präzipuums  für  den  Anerben  und  des  Brautschatzes 
für  die  Miterben  ausdrücklich  beibehalten.  Allerdings  bedurften  seit 
der  Ablösungsverordnung  die  bäuerlichen  Erb-  und  Übergabe- 
verträge nicht  mehr  des  Konsenses  der  Grundherren,  allein  da  die 
hannoversche  Regierung  auf  alle  Fälle  einer  Zersplitterung  des 
bäuerlichen  Grundbesitzes  vorbeugen  wollte,  wurde  bestimmt,  daß 
sämtliche  Höfekontrakte  vor  der  Ortsobrigkeit  geschlossen  werden 
mußten.  Die  Behörden  wurden  angewiesen,  streng  darauf  zu  achten, 
daß  die  Vorschriften,  welche  zwecks  Erhaltung  der  Höfe  erlassen 
waren,  hierbei  strikt  innegehalten  wurden,  und  so  hatte  ihre  Be- 
aufsichtigung genau  dieselbe  Wirkung  wie  früher  der  Konsens  des 
Grundherrn. 

Die  Verordnung  von  1833  sollte  zwar  nur  interimistischen 
Charakter  haben,  und  mehrfach  drängten  die  Stände  auf  den  Erlaß 
eines  besonderen  Höfegesetzes,  so  in  den  Jahren  1836,  1842,  1848, 
1854  und  1856,  aber  diese  Bestrebungen  hatten  keinen  Erfolg.  Erst 
im  Jahre  1863  wurde  ein  Gesetzentwurf  geschaffen,  der  zwar  die 
Geschlossenheit  des  bäuerlichen  Besitzes  aufrecht  erhielt,  aber  doch 
die  wesentlichsten  Ungleichheiten  in  den  einzelnen  Landesteilen  des 
Königreichs  Hannover  beseitigte. 

Allein  die  Ereignisse  des  Jahres  1866  verhinderten  es,  daß 
dieser  Entwurf  Gesetz  wurde,  und  erst  1868  nahm  die  preußische 
Regierung  die  Verhandlungen  mit  dem  Hannoverschen  Provinzial- 
landtage  wieder  auf.  Dieser  wünschte  die  Beseitigung  des  Verbotes 
der  Teilung  und  Zusammenlegung  von  Bauerhöfen,  sowie  eine 
Inhibierung  der  behördlichen  Aufsicht  beim  Abschluß  von  Höfe- 


1)  Hannov.  Gesetzsammlung,  fol.  209  (1831)  und  fol.  249  (1833). 
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kontrakten.  Da  diese  Anträge  dem  Sinne  der  Regierung  ent- 
sprachen, wurden  sie  bei  der  Neuregelung  des  Hannoverschen 
Grundbuchwesens  am  28.  V.  1873  zum  Gesetz  erhoben^). 

Auf  dem  Gebiete  der  Erbrechtsordnung  aber  konnte  zwischen 
der  Regierung  und  dem  Provinziallandtage  lange  Zeit  keine  Einigung 
erzielt  werden.  Schon  1871  legte  die  Regierung  einen  Gesetzentwurf 
vor,  der  das  bisher  gültige  bäuerliche  Sondererbrecht  beseitigte  und 
an  seine  Stelle  das  gemeine  Recht  setzte.  Dem  aber  widersprach 
der  Provinziallandtag  auf  das  Entschiedenste,  und  es  zeigte  sich,  daß 
er  bei  seiner  ablehnenden  Haltung  die  interessierten  Bevölkerungs- 
kreise hinter  sich  hatte.  Auch  die  Verwaltungsorgane,  so  der  Ober- 
präsident, sprachen  sich  gegen  den  Gesetzentwurf  aus.  Vergebens 
wies  die  Regierung  darauf  hin,  daß  die  in  Preußen  seit  1807  gültige 
Erbordnung  nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen  Rechts  eine 
Schwächung  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  der  bäuerlichen 
Besitzer  und  eine  Zersplitterung  der  Besitzungen  in  bemerkenswertem 
Maße  nicht  zur  Folge  gehabt  hätten,  der  Landtag  beharrte  bei 
seiner  Ansicht,  daß  es  zweckmäßiger  und  der  Stimmung  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung  entsprechender  wäre,  wenn  das  Anerbenrecht 
wenigstens  für  die  Intestaterbfolge  beibehalten  würde.  Er  legte 
deshalb  der  Staatsregierung  im  Jahre  1873  einen  vermittelnden  Ge- 
setzentwurf über  das  Höferecht  vor,  der  am  2.  Juni  1874  zum  Gesetz 
erhoben  wurde,  allerdings  mit  geringen  Abänderungen  2). 

Das  noch  heute  in  Hannover  herrschende  Höfegesetz  hob  das 
Anerbenrecht  als  ein  für  die  bäuerlichen  Besitzungen  allgemein 
gültiges  Intestaterbrecht  auf,  gab  aber  den  Bauern  die  Möglichkeit, 
dasselbe  für  ihre  Besitzungen  weiter  bestehen  zu  lassen  durch  die 
Eintragung  in  die  Höferolle.  Zum  Anerben  wurde  der  älteste  Sohn 
bestimmt;  sein  Präzipuum  wurde  in  der  Weise  geregelt,  daß  er 
von  dem  Kapitalswerte  des  Gutes,  welcher  dem  zwanzigfachen 
Ertrag  entsprach,  ein  Drittel  vorausbekam  (nach  der  neuen  Fassung 
müssen  Voraus-  und  Erbanteil  mindestens  zusammen  die  Hälfte  be- 
tragen 3),  in  den  Rest  der  Hinterlassenschaft  aber  gleichmäßig  mit 
den  Geschwistern  erbte. 

Das  bis  dahin  gültig  gewesene  eheliche  Güterrecht  blieb  auch 
weiter  bestehen,  nur  falls  Ländereien  mit  in  die  Ehe  gebracht  waren, 

^)  Gesetz-Sammlung  fol.  253. 
2)  cf.  Gesetz-Sammlung  fol.  186. 

^)  Die  Neuordnung  des  Höfegesetzes  für  die  Provinz  Hannover  vom  28.  VH.  1909 
ist  kommentiert  in  Heft  XXVI  der  Arbeiten  der  Landw.  Kammer  für  die  Pro\nnz  Hannover 
von  Drechsler. 


wurden  diese  als  nicht  dem  Anerbenrecht  unterworfen  angesehen, 
damit  eine  Interessenkollision  zwischen  dem  überlebenden  Ehegatten 
und  dem  Anerben  vermieden  wurde. 

Eintragungsfähig  in  die  Höferolle  waren  anfangs  nur  die  land- 
wirtschaftlichen, mit  einem  Wohnhaus  versehenen  Besitzungen,  für 
welche  vor  dem  Erlaß  des  Höfegesetzes  das  Anerbenrecht  gegolten 
hatte.  Später  wurde  diese  Einschränkung  beseitigt  und  es  wurden 
alle  mit  Wohnplätzen  versehenen  landwirtschaftlichen  Besitzungen, 
sogar  die  Rittergüter  für  eintragungsfähig  erklärt.  Eine  große  praktische 
Bedeutung  hatte  diese  Erweiterung  natürlich  nicht 

Am  I.Juli  1875  waren  100 109  hannoversche  Höfe  eintragungs- 
fähig, eingetragen  waren  am  Ende  des  Jahres  1907  nicht 
weniger  als  73213  Höfe,  es  war  demnach  fast  ein  Drittel 
der  Besitzungen,  für  welche  früher  das  Anerbenrecht  als  Intestat- 
recht  gegolten  hatte,  nicht  mehr  vor  der  Zersplitterung  im  Erb- 
gange gesichert. 

Trotzdem  hat  das  Höfegesetz  einen  tiefgehenden  Einfluß  auf 
die  Form  der  Vererbung  in  ganz  Hannover  und  speziell  in  unserem 
Gebiet  nicht  ausgeübt.  War  bisher  schon  die  Intestaterbfolge  selten 
gewesen,  so  wurde  sie  jetzt  noch  seltener.  Schon  in  den  ersten 
Jahren  seiner  Ehe  stellt  der  junge  Bauer  seinen  Höfekontrakt  auf 
und  begegnet  dadurch  der  Gefahr  einer  Zersplitterung  seines  Besitzes. 
Und  dieser  Uebergabekontrakt  enthält  die  alten  Bestimmungen  des 
Anerbenrechts  fast  immer  in  vollem  Umfange.  Nur  in  etwas  ist  im 
Laufe  der  Jahre  eine  Änderung  eingetreten: 

Trotz  der  Ablösung  der  grundherrlichen  Gefälle  und  der  damit 
eingetretenen  größeren  Leistungsfähigkeit  der  Besitzungen  waren  bis 
in  die  siebziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  hinein  die  Abfindungen 
für  die  Miterben  gerade  im  nördlichen  Geestbezirke  der  Provinz  auf 
dem  alten  Standpunkte  geblieben,  d.  h.  sie  waren  außergewöhnlich 
gering.  So  wurde  um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  den 
aus  einem  Vollhofe  stammenden  Bauerntöchtern  nur  ein  Braut- 
schatz im  Rahmen  des  ,veer  un  veer'  ausgesetzt.  Leider  konnte 
ich  den  Spruch,  welcher  der  Benennung  ,veer  un  veer'  ursprüng- 
lich zu  Grunde  liegt,  nicht  mehr  vollständig  in  Erfahrung  bringen, 
er  begann: 


1)  In  eine  kritische  Erörterung  über  das  Höfegesetz  einzutreten,  würde  hier  zu  weit 
führen.  Ich  verweise  in  diesem  Punkte  auf  den  Artikel  »Höferecht«  von  Sering  im 
Handwörterb.  d.  Staatsw.  und  auf  die  Vorbemerkung  desselben  Verfassers  zu  Bd.  V  der 
Vererbung  des  ländlichen  Gnmdbesitzes  in  Preußen. 
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Twee  Käuh,  twee  Starken,  (Sün  veer) 

Twee  Swien,  twee  Farken,  (Sün  wedder  veer) 

Twee  Schaap,  twee  Lammer  (Sün  nochmal  veer) 

Veer  Stücken  in'ne  Kammer, 

Veer  Sack  Koorn  un  veer  Schock  Stroh, 

Mit  Bookweeten  is  dat  äbenso  

Die  vier  Stücke  in  die  Kammer  bedeuteten:  2  Bettstellen,  eine 
Lade  mit  Linnen,  i  großer  Schrank  mit  selbstgewebtem  Beiderwandtuch. 
Der  Sack  Korn  (Roggen)  wurde  zu  3  alten  Himpten  (180  Pfund) 
gerechnet,  die  vier  Schock  Stroh  waren  240  Bund,  Dazu  kamen 
dann  noch  an  Baargeld  4  mal  4  gleich  16  Taler,  die  der  Anerbe 
in  Vierteljahrsraten  von  je  4  Talern  zu  zahlen  hatte.  Dieser  Geld- 
betrag war  allerdings  schon  damals  nach  der  Größe  und  Leistungs- 
fähigkeit der  Höfe,  nach  der  Zahl  der  Miterben,  u.  s.  f.  verschieden 
hoch  bemessen,  doch  hielt  er  sich  meist  in  den  obengenannten 
Grenzen. 

Diese  geringe  Abfindung  der  Miterben,  die  häufig  insgesamt 
noch  nicht  den  zehnten  Teil  an  Wert  von  dem  ausmachte,  was  der 
Anerbe  bei  der  Hofübernahme  bekam,  stand  denn  doch  in  einem 
zu  auffälligen  Gegensatz  zum  Anteil  der  Miterben  bei  einer  Testat- 
erbfolge, mochte  auch  immerhin  der  Hof  in  die  Höferolle  eingetragen 
sein.  Deshalb  wurden  nach  und  nach  die  Abfindungssummen  für 
die  Miterben  erhöht,  und  das  nicht  nur  mit  Rücksicht  auf  den  in 
den  letzten  Jahrzehnten  eingetretenen  höheren  Ertrag  und  die  höhere 
Bewertung  der  Besitzungen,  nein  auch  der  prozentuale  Anteil  des 
Miterben  an  der  Gesamthinterlassenschaft  wurde  meist  nicht  unerheblich 
vergrößert.  Allerdings  erreicht  er  die  in  dem  Höfegesetz  vorgesehene 
Höhe  in  unserer  Gegend  in  den  allerseltensten  Fällen,  man  kann  wohl 
sagen,  niemals,  und  meistens  nicht  einmal  die  Höhe  des  gesetzlichen 
Pflichtteils  nach  gemeinem  Recht. 

Als  Beispiel  für  den  heutigen  Modus  der  Vererbung  lasse  ich 
hier  die  Darstellung  einer  Hofübergabe  folgen,  die  im  Jahre  1901 
stattgefunden  hat.  Dieser  Hof  eignet  sich  besonders  gut  dazu,  weil 
er  in  Anbetracht  seiner  Größe  und  dem  Verhältnis  von  Ackerland, 
Wiesen,  Moor  und  Heide  zu  einander  als  typisch  für  die  Gegend 
anzusehen  ist.  Danach  entspricht  auch  die  Höhe  des  Inventar- 
wertes den  allgemeinen  Durchschnittsverhältnissen.  Außerdem 
ist  die  FamiHe  des  Höfners  schon  seit  Jahrhunderten  im  Besitze 
des  Hofes  gewesen,  und  hält  der  jetzige  Inhaber  zäh  an  den 
Landessitten  fest. 

Die  Gesamtgröße  des  Hofes  beträgt  120  ha. 
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Davon  sind:  Verkaufswert 

Ackerland          40  ha  800  Mk.  pro  ha  =  32000  Mk. 

Wiesen               14   „  1600    „      „     „   =  22400  „ 

Angerweiden        8   „  1000    „     „     „   =    8000  „ 

Holzung             14   „  1200    „     „     „   =  16800  „ 

Heide  und  Moor  44   „  300    „     „     „   =  13200  „ 


Wert  der  Grundstücke  92400  Mk. 

Wert  der  Gebäude 

I  Wohnhaus  mit  Pferde-  und  Kuh- 
ställen, I  Schweinehaus,  i  Getreide- 
scheune, 2  Schaf  Ställe  20000  „ 

Lebendes  Inventar  12000  „ 

Totes  Inventar  3600  „ 


Taxierter  Verkaufswert  des  Hofes  128000  Mk. 

Davon  in  Abzug  zu  bringen  an  Schulden        —  „ 

Der  Anerbe  übernahm  den  Hof  mit  vollem  lebenden  und  toten 
Inventar.  Er  hatte  an  seine  zwei  Geschwister  je  6000  Mk.,  also  an 
die  Miterben  insgesamt  12000  Mk.  zu  zahlen.  Außerdem  belief  sich 
der  Wert  des  zu  leistenden  Altenteils  auf  600  Mk.  pro  anno,  doch 
wird  dasselbe  zum  weitaus  größten  Teile  in  Naturalien  geliefert,  ist 
also  nicht  voll  in  Anrechnung  zu  bringen.  In  die  bare  Hinter- 
lassenschaft der  abtretenden  Besitzer  sollen  die  drei  Kinder  zu 
gleichen  Teilen  erben,  sie  dürfte  sich  auf  etwa  12000  Mk.  belaufen. 
Demnach  beträgt  nach  Abzug  der  mit  5000  Mk.^)  kapitalisierten 
Altenteilersrente  die  Gesamthinterlassenschaft  135000  Mk.,  wovon 
der  Anerbe  1 15  000  Mk.,  die  Miterben  zusammen  20000  Mk.  bekommen. 

Etwas  anders  gestaltet  sich  allerdings  das  Bild,  wenn  wir  nicht 
den  Verkaufswert,  sondern  den  Ertragswert  des  Hofes  in  Rechnung 
ziehen,  wie  es  z.  B.  das  Höfegesetz  in  §  13  vorschreibt.  Betreffs  der 
Einnahmen  und  Ausgaben  habe  ich  spezifizierte  Angaben  wegen 
mangelnder  Buchführung  nicht  erhalten  können.  Nach  Aussage  des 
jetzigen  Besitzers  darf  man  nach  Abzug  von  480  Mk.  Zinsen  für  die 
zwecks  Abfindung  der  Miterben  aufgenommene  Sparkassenhypothek, 
sowie  nach  Abzug  des  faktisch  geleisteten  Altenteils  mit  einem  jähr- 
lichen Überschuß  über  den  Lebensunterhalt  von  etwa  1 400 —  1 600  Mk. 
rechnen.  Hierbei  muß  bemerkt  werden,  daß  der  betreffende  Höfner 
einen,  wenn  auch  nicht  üppigen,  doch  immerhin  sehr  guten  Haus- 
halt führt.    Sein  ältester  Sohn  besucht  das  Gymnasium  in  einer 


^)  Einen  Anhaltspunkt  für  die  Berechnung  solcher  Leibzuchten  gibt  das  preußische 
Erbschaftssteuergesetz  in  der  Fassung  vom  19.  V.  1891  (Pr.  G.  S.  S.  74). 
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ziemlich  weit  entfernt  liegenden  Stadt,  der  zweite  wird  demnächst 
dorthin  kommen.  Die  auf  dem  Hofe  vorgenommenen  Verbesserungen 
sind  aus  den  laufenden  Einnahmen  bestritten.  Sie  gehen  über  den 
Umfang  der  zur  Erhaltung  aufzuwendenden  ordinären  Kosten 
hinaus,  da  das  Schweinehaus  wesentlich  vergrößert,  ein  Keller 
und  ein  Schuppen  neu  gebaut  ist.  Außerdem  sind  wesentliche  Ver- 
besserungen an  den  Grundstücken  getroffen,  insbesondere  durch 
Drainage  und  Moorkultur. 

Im  allgemeinen  kann  man  die  Roherträge  aus  dem  Hofe  wohl 
auf  ca.  7000  Mk.  schätzen,  die  sich  verteilen  auf 

1500  Mk.  Aufwendungen  für  Verbesserungen 

4000    „  „  „  Haushalt 

1500     „  Überschuß. 
Da  wir  die  Arbeitsleistung  des  Bauern  selbst  im  Höchstfalle  mit 
3000  Mk.  in  Anrechnung  bringen  können,  so  ergibt  sich  ein  Rein- 
ertrag von  rund  4000  Mk.,  dem  ein  Ertragswert  von  ca.  80000  Mk. 
entspricht  2). 

Nach  dieser  Berechnung  wäre  also  die  Gesamthinterlassenschaft 
mit  92000  Mk.  zu  bewerten,  von  denen  die  Miterben  20000  Mk.,  der 
Anerbe  72000  Mk.  erhalten  haben. 

Auf  eine  große  Genauigkeit  kann  diese  Aufstellung  natürlich 
keinen  Anspruch  machen,  da  z.  B.  die  Aufwendungen  für  das  Altenteil, 
(die  allerdings  nach  Angabe  des  Besitzers  kaum  zu  rechnen  sind,  da 
die  Altenteilerin  noch  rüstig  mitarbeitet  und  bisher  auf  eine  Zahlung 
von  Bargeld  vollkommen  verzichtet  hat)  ja  zeitlich  begrenzt  sind. 
Ebenso  sind  die  1500  Mk.  für  Verbesserungen  als  über  die  nötigen 
Abschreibungen  auf  Gebäude  etc.  hinausgehend,  dem  Taxat  des  Be- 
sitzers entsprechend  eingesetzt  worden.  Im  allgemeinen  aber  dürften 
die  Angaben  wohl  als  zutreffend  anzusehen  sein,  denn  einmal  weiß 
der  Landwirt  ganz  gut,  wenn  er  auch  nicht  Buch  führt,  was  sein 
Hof  leistet,  dann  aber  haben  wir  auch  zuverlässige  Landwirte,  die 
den  Hof  genau  kennen,  die  Überschüsse  übereinstimmend  in  fast 
gleicher  Höhe  angeben,  und  den  Pachtpreis  für  den  Hof  auf  etwa 
3600 — 4000  Mk.  beziffern. 

In  ganz  ähnlicher  Weise  wie  bei  diesem  Hofe  regelt  sich  die 
Übergabe  fast  allgemein,  auch  in  den  angrenzenden  Bezirken  der 
Geest,   wie  ich  das  an  mehreren  Beispielen  noch  dartun  könnte, 

^)  D.  h.  soweit  sie  über  den  Rahmen  der  Erhaltung  und  Amortisation  hinausgehen 
cf.  imten. 

2)  §  13  Abs.  4  des  Höfegesetzes:  Der  ermittelte  Jahresertrag  wird  mit  dem  Zwanzig- 
fachen zu  Kapital  gerechnet. 
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wo  ich  selbst  die  Kontrakte  gemäß  den  Wünschen  der  Bauern  auf- 
gestellt habe.  Hin  und  wieder  sind  die  Anteile  der  Miterben  etwas 
reichlicher  bemessen,  ich  habe  aber  auch  Fälle  erlebt,  in  denen  der 
Anerbe  noch  mehr  bevorzugt  wurde. 

Wir  haben  also  auf  der  Geest  unseres  Bezirkes  in  den  weitaus 
meisten  Fällen  mit  einer  Hofübergabe  bei  Lebzeiten  des  Besitzers 
oder  weniger  häufig  mit  einer  Testaterbfolge  zu  rechnen.  Intestat- 
erbfolge ist  sehr  selten  und  tritt  in  diesem  Falle  bei  der  größten 
Zahl  der  Erblassungen  das  Höfegesetz  in  Kraft. 

Denn  wenn  auch  im  Amtsgerichtsbezirk  Osten  Ende  1896  nur 
192  Höfe  in  die  Höferolle  eingetragen  waren,  so  beugt  doch  gerade 
bei  den  nichteingetragenen  Höfen  der  Besitzer  durch  einen  frühzeitigen 
Uebergabevertrag,  oder  durch  Testament  einer  Intestaterbfolge  vor. 
Und  überdies  muß  man  auch  bedenken,  daß  der  ganze  Bezirk  des 
früheren  Gerichtes  Osten  aus  Marsch  besteht,  die  Geest  hingegen 
nur  die  alte  Börde  Lamstedt  und  einige  Ortschaften  des  früheren 
Amtes  Himmelpforten  umfaßt.  Und  hier  treffen  wir  weite  wenig 
besiedelte  Moore,  die  erst  in  neuester  Zeit  der  Kultur  erschlossen 
wurden,  und  das  natürlich  auch  erst  zum  geringen  Teile.  Dazu 
kommt,  daß  gerade  im  Geestteile  des  Amtsgerichtes  Osten  der  Adel 
ziemlich  beträchtlich  begütert  ist.  Ziehen  wir  alle  diese  Umstände 
in  Betracht,  dann  wird  uns  die  absolut  niedrige  Zahl  der  Eintragungen 
relativ  nicht  so  gering  erscheinen. 

Immerhin  ist  es  Tatsache,  daß  gerade  in  unserem  Bezirke  viele 
Geesthöfte  nicht  in  die  Höferolle  eingetragen  sind.  Teils  beruht  das 
auf  mangelnder  Kenntnis  der  Bestimmungen  des  Höfegesetzes  und 
auf  dem  daraus  sich  ergebenden  Mißtrauen  gegen  dasselbe,  anderer- 
seits sind  es  auch  wohl  Gründe  zufälliger  Natur,  wie  Kinderlosigkeit, 
bereits  getätigte  testamentarische  Verfügung  des  Besitzers,  welche  eine 
Eintragung  nicht  nötig  erscheinen  lassen ;  leider  spielt  aber  auch  häufig 
Nachlässigkeit,  Schwerfälligkeit  und  sogar  Geiz,  trotz  der  geringen 
Gebühr  von  3  Mk.,  beim  Unterbleiben  der  Eintragung  eine  große  Rolle. 

Bis  heute  also  hat  sich  auf  der  Geest  unseres  Bezirkes  als  die 
maßgebende  Vererbungsform  das  Anerbenrecht  erhalten,  das  sich 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  schon  in  vorfränkischer  Zeit  als  Ge- 
wohnheitsrecht in  den  meisten  Gegenden  Sachsens  herausgebildet 
hatte.  Das  Entstehen  der  Grundherrschaft  hat  dann  die  Bevorzugung 
des  Anerben  noch  mehr  betont,  aber  die  Annahme,  daß  in  ihr  der 
Ursprung  des  Anerbenrechts  läge,  weist  Sering^)  im  Gegensatz  zu 

^)  cf.  Sering:  Vererbung  des  ländlichen  Grundbesitzes  in  Preußen,  Bd.  V,  Vor 
bemerkung. 


~    15  — 


Brentano  mit  Recht  zurück.  Denn  auch  bei  freien  Erbexen gütern 
finden  wir,  wie  wir  sahen,  das  Anerbenrecht,  und  wiederum  hat  sich 
in  vielen  Gegenden  Deutschlands,  wo  der  bäuerliche  Besitz  grund- 
herrlich abhängig  war,  die  Geschlossenheit  der  Güter  im  Erbgange 
nicht  gebildet,  wie  z.  B.  im  Rheinlande,  wo  die  freie  Teilbarkeit 
durchaus  die  Grundlage  des  Vererbungsmodus  darstellt^). 

Auch  die  persönliche  Freiheit  und  Unfreiheit  des  Bauern  ist 
nur  von  nebensächlicher  Bedeutung  für  die  Heranbildung  des  Anerben- 
rechts gewesen.  Wir  finden  Geschlossenheit  des  Grundbesitzes  in  Nieder- 
sachsen, wo  der  Bauer  seit  Jahrhunderten  persönlich  frei  ist,  Real- 
teilung hingegen  in  Baden,  dessen  Kleinbauern  bis  ins  i8.  Jahrhundert 
hinein  zum  großen  Teil  leibeigen  waren*). 

Nein,  es  waren  Gründe,  ich  möchte  sagen,  ursprünglicherer  Natur, 
die  für  die  Geschlossenheit  im  Erbgang  einerseits  und  die  freie 
Teilbarkeit  andererseits  ausschlaggebend  waren,  wie  wir  das  bei  näherer 
Betrachtung  der  Vererbungsgewohnheiten  in  unseren  Marschen  sehen 
werden. 

Während  auf  der  Geest  Niedersachsens  schon  früh  das  Anerben - 
recht  beim  Erbgange  oder  bei  der  Hofübergabe  zur  Anwendung 
kam,  und  demgemäß  nach  Einführung  des  Höfegesetzes  mehr  als 
zwei  Drittel  sämtlicher  in  Betracht  kommenden  Höfe  in  die  Höferolle 
eingetragen  wurden,  hat  in  unseren  Marschenstrichen,  also  im  Bereich 
der  Amtsgerichte  Jork,  Freiburg,  Neuhaus  und  Otterndorf  auch 
nicht  eine  einzige  Eintragung  stattgefunden.  Hier  hat  eben  niemals 
das  Anerbenrecht  gegolten,  sondern  es  herrschte  eine,  wenn  auch  in 
den  verschiedenen  Ländern  verschieden  weitgehende  Gleichstellung 
sämtlicher  Berechtigten  im  Erbgange.  Trotzdem  aber  zeigt  das 
Familien-  und  Erbrecht  in  unseren  Marschen  eine  Reihe  von  Be- 
sonderheiten gegenüber  dem  gemeinen  Recht. 

Für  das  Alte  Land  sind  die  hauptsächlichsten  Bestimmungen 
in  der  Reformation  des  Landrechtes  enthalten,  die  1588  in  »Des 
alten  Landes  Ordnung  und  Richte-Book«  schriftlich  niedergelegt  ist, 
das,  wenn  es  auch  nicht  ,auctoritate  publica  des  Landes-Herrn  er- 
richtet' doch  insoweit  ,darauf  zu  reflectieren,  als  es  geständlich  oder 
erweißlich  hergebracht' 3). 

^)  cf.  Gothein:  Agrarpolitische  Wanderungen  ins  Rheinland. 

^)  cf.  Ludwig:  Der  badis che  Bauer  im  1 8.  Jahrhundert  (Abh.  des  staatsw.  Seminars 
Straßburg,  Heft  i6). 

^)  Grefe:  Hannovers  Recht,  Bd.  I  fol.  ii8,  gibt  einen  genauen  Zeitpvmkt  für  die 
Redaktion  dieser  Reformation  nicht  an,  sondern  erklärt  sie  »anscheinend'  dem  i6.  Jahr- 
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In  dieser  Reformation  heißt  es: 

Eft  ein  von  twen  Ehlüden  verstorve,  so  schall  de  Avergeblevene 
oder  lengst  Levendt  de  Helfte  aller  Güder  beholden  und  sick  der 
anderen  Helfte  halven  mit  den  Kindern,  so  welke  vorhanden,  oder 
dar  keine  Kinder  sin,  mit  des  Verstorbenen  negesten  Erven  sick 
verdragen,  konde  solkes  averst  nicht  geschehen,  so  beholden  de  Kinder 
oder  negeste  Erven  dat  Settend  (Wertfestsetzung)  aver  de  Aver- 
blivende  van  den  Ehelüden  dat  Kesent  (Wahl  ob  Hof  oder  Auszahlung). 

Und  dewile  van  den  Olden  vernunftiglick  bedacht,  dat  de  Hove 
nicht  Scholen  gedeilet,  sondern  by  einander  und  Einem  gelaten,  den 
Andern  averst  Geld  heruth  gegeven,  up  dat  also  dorch  Verrückungh 
und  Thoritunge  (Zerreißung)  der  Hove  de  Lüde  nicht  in  Armoth 
gerahden,  sondern  desto  bether  tho  des  Landes  Bestem  Dyke  und 
Damme  in  Wolstand  und  Beteringe  mochten  erholden  werden,  so 
schall  ydt  billyk  darby  bliven  und  dat  settend  nicht  anders,  dan  up 
ein  temelik  Geld  na  Billigkeit  und  nicht  gar  so  hoch  und  scharp  als 
wen  de  Güdere  Frembden  tho  verkopen  wehren,  gedüdet  und  ver- 
standen werden;  verstörven  och  beyde  Ehelüde  unde  lethen  Kindere 
von  einer  Gebort  na  sick,  desulvigen  Kinder  mögen  alle  lebendige  und 
fahrende  Have  under  sick  gelick  metig  schlichten  und  delen  oder 
einem  under  ebnen  umb  ein  Billiges  verkopen  undt  averlaten.  Wurden 
aber  solcke  Kinder  um  liggende  Gründe  oder  upstahendt  Getimmer 
und  Bauwte  in  Güte  sick  nicht  vorgeliken  konnten,  als  denne  hebben 
die  Oldesten  vorgeschrevener  mathe  dat  settent  und  de  Jüngsten  dat 
kesent  1). 

Nach  dieser  Reformation  bestand  also  im  Alten  Lande  eheliche 
Gütergemeinschaft  und  zu  gleicher  Zeit  die  Erbfolge  sämtlicher 
Descendenten  zu  gleichen  Teilen.  Allerdings  war  die  Teilung  der 
Höfe  im  Erbgange  untersagt,  und  zwar  mit  der  bezeichnenden  Be- 
gründung, daß  damit  einer  Verarmung  der  Bevölkerung  und  einer 
Schädigung  des  Deiches  vorgebeugt  werden  solle.  Diesem  Zwecke 
dient  auch  die  ausdrückliche  Verordnung,  den  Uebergabepreis  nicht 
zu  hoch  anzusetzen. 


himdert  entstammend.  Auf  ihn  stützt  sicli  aucli  Großmann  in  seiner  Vererbung  des  bäuer- 
lichen Grundbesitzes  in  der  Provinz  Hannover.  Ich  glaube  aber  nach  dem  Manuskript 
Scharnhorsts,  §  226,  mit  Bestimmtheit  annehmen  zu  dürfen,  daß  sie  in  dem  1588  er- 
schienenen Richtebook  enthalten  w^ar.  (In  »des  olden  Landes  Boek  Anno  15 17  am  dage 
Appoloni  virginis  Errichtet«,  dessen  Manuskript  ich  eingesehen  habe,  ist  die  Reformation 
noch  nicht  enthalten.)  Danach  und  nach  später  noch  angeführten  Prozeßakten  (cf.  fol.  56) 
geht  es  auch  zu  weit,  wenn  beide  annehmen,  daß  sie  niemals  gesetzl.  Gültigkeit  erlangt  hat. 
^)  cf.  Pufendorf:  Observationes  juris. 
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Die  eheliche  Gütergemeinschaft  hat  auch  später  noch,  sowohl 
zu  schwedischen  wie  zu  hannoverschen  Zeiten  als  Gewohnheitsrecht 
gegolten,  denn  Scharnhorst^)  berichtet: 

,Im  alten  Lande  ist  die  Communio  bonorum  inter  conjuges,  tam 
ratione  Creditorum  bey  deren  Leben,  als  ratione  successionis  nach 
deren  Tode  hergebracht,  wie  solches  schon  befunden  bey  Königl. 
Schwed.  Zeiten  durch  des  Wismarischen  Tribunals  Urthel  de  1696 

den  6.  Juli  in  Sachen  ,  sodaß  der  überlebende  Ehe-Gatte  des 

Verstorbenen  Freunden  die  Helffte  heraus  geben  muß,  welche  communio 
dann  auch  pro  fundamento  mit  genommen  beym  Königl.  Hof-Gericht 
in  Sachen  .  .  . 

,Was  aber  das  sog.  neue  Land  so  unter  des  Amts  alten  Klosters 
Jurisdiction  gehörig  betrifft,  und  nicht  in  der  Grefen  alten  Landes 
Jurisdiction  belegen,  deßfalß  ist  der  Beweis,  daß  solche  communion 
alda  auch  hergebracht,  dem  Appellanten  Joh.  Steinblink  c/a.  Hans 
Winter  Appellaten  injugiret  per  Sententiam  des  Hof-Gerichts  vom 
8.  Juli  1726,  so  aber  bishero  nicht  geführet.' 

In  diesen  Berichten  wird  allerdings  ein  Teilungsverbot  der  Höfe 
nicht  erwähnt,  aber  trotzdem  muß  man  annehmen,  daß  es  zu  damaliger 
Zeit  bestanden  hat.  Denn  noch  gegen  Ende  des  ig.  Jahrhunderts 
galt  nach  den  Mitteilungen  des  Amtsgerichts  Jork  im  Alten  Lande 
der  Satz,  ,daß  sowohl  im  Falle  der  Nachlaßteilung  zwischen  den 
Kindern  und  dem  überlebenden  Ehegatten  als  auch  im  Falle  der 
Nachlaßteilung  unter  den  Kindern  allein  die  Realteilung  des  Grund- 
besitzes ausgeschlossen  ist,  ebenso  auch  die  öffentliche  Versteigerung'. 
Dieser  Satz  wurde,  da  er  für  den  Immobiliarbesitz  überhaupt  und 
nicht  nur  für  den  bäuerlichen  Grundbesitz  speziell  galt,  vom  Höfe- 
gesetz nicht  berührt^). 

Was  nun  die  Vererbung  des  Grundbesitzes  an  Deszendenten  im 
Alten  Lande  betrifft,  so  findet  sich  Intestaterbfolge  sehr  selten,  dann 
natürlich  vollzieht  sie  sich  nach  gemeinem  Recht.  Durchweg  aber 
haben  wir  mit  einer  Uebergabe  des  Hofes  bei  Lebzeiten  des  Besitzers 
zu  tun,  und  hierbei  wird  gemäß  den  Bestimmungen  der  alten  Reformation 
auch  heute  noch  der  Annehmer  des  Hofes  bevorzugt.  Wenn  aber 
der  Amtsrichter  v.  Hinüber  im  Jahre  1875  in  der  »Zeitschrift  für 
hannoversches  Recht«  schreibt  3),  daß  durch  die  letzt  willigen  Ver- 
fügungen und  Übergabekontrakte  durchweg  der  Zug  gehe,  durch 
Festsetzung  eines  niedrigen  Übergabepreises  der  Immobilien,  der  in 

^)  Scharnhorst:  a.  a.  O.  §§  229  ff. 

2)  cf.  V.  Hinüber:   Zeitschrift  für  Hannoversches  Recht  (1875,  B^.  VH)  fol.  358 
^)  cf,  Anra.  oben, 

Bode,  Agrarverfassung  und  Agrarvererbung  in  Marsch  und  Geest.  2 


vielen  Fällen  bis  zu  einem  Drittel  des  Kaufpreises  heruntergehe,  den 
Grundbesitz  vor  Ueberschuldung  zu  sichern  und  durch  mannigfache 
Verklausulierungen  zu  verhindern,  daß  derselbe  auseinanderfalle  oder 
aus  der  Familie  herauskomme,  so  ist  das  heutzutage  in  dem  Maße 
nicht  mehr  zutreffend.  Gerade  in  den  letzten  lo — 15  Jahren  ist  die 
Bevorzugung  des  Annehmers  eine  immer  geringere  geworden  und 
beruht  in  der  Hauptsache  auf  einem  niedrigen  Taxat  des  Inventars, 
während  die  Immobilien  verhältnismäßig  hoch  eingesetzt  werden. 
Besonders  deutlich  tritt  dieser  Umschwung  in  der  dritten  Meile  des 
Alten  Landes  zu  Tage,  also  in  jenem  Teile  des  Kreises,  der  Hamburg 
am  nächsten  liegt.  Im  allgemeinen  können  wir  sagen,  daß  die  Ver- 
erbung des  ländlichen  Grundbesitzes  im  Alten  Lande  sich  jetzt  nach 
folgendem  Modus  vollzieht: 

Die  Übergabe  erfolgt  nach  freier  Wahl;  in  der  Regel  erhält  * 
der  jüngste  Sohn  den  Hof,  da  auch  heute  noch  vielfach  ,die  Jüngsten 
dat  kesent'  haben.  Für  den  Übernehmer  wird  vom  Übergeber 
eine  bestimmte  Kaufsumme  festgesetzt,  und  zwar  entweder  eine 
Pauschalsumme  für  den  ganzen  Besitz  mit  totem  und  lebenden  Inventar, 
oder  es  wird  das  Inventar  gesondert  taxiert  und  daneben  für  den 
Grund-  und  Gebäudebesitz  ein  Übernahmepreis  festgesetzt,  der  sich 
auf  etwa  1500 — 2000  Mk.  pro  ha  beläuft.  Diese  Summe  wird  in  der 
Regel  zugunsten  des  Überlassers  hypothekarisch  auf  den  Hof  ein- 
getragen und  ist  vom  Tage  der  Übergabe  an  mit  4%  zu  verzinsen. 
Außerdem  hat  der  Übernehmer  den  unverheirateten  Geschwistern 
eine  Aussteuer  von  bestimmter  Höhe  zu  geben,  die  häufig  auch 
Naturalien  umfaßt.  Ferner  bestimmen  sich  die  abtretenden  Wirte 
den  Altenteil,  der  allerdings  gewöhnlich  zum  größten  Teile  in  Natura 
geliefert  wird.  Doch,  um  Streitigkeiten  zu  vermeiden,  wird  auch 
hierfür  eine  Summe  in  bar  festgesetzt,  deren  Höhe,  solange  beide 
Ehegatten  leben,  sich  zwischen  600  und  800  Mk.,  nach  dem  Tode 
eines  derselben  zwischen  300  und  400  Mk.  bewegt,  wozu  noch  in 
jedem  Falle  freie  Wohnung  im  Bauerhause,  freie  Feuerung  und  freies 
Licht  tritt.  Von  dem  Haus-  und  Küchengerät  behalten  sich  die 
Altenteiler  gemeinhin  einen  nicht  unbeträchtlichen  Teil  als  Eigentum 
vor.  Zudem  hat  sich  der  neue  Besitzer  den  Altenteilern  gegenüber 
noch  zu  einer  Reihe  weniger  bedeutender  Leistungen  zu  verpflichten, 
so  z.  B.  in  Krankheitsfällen  zu  Pflege-,  Ärzte-  und  Arzneikosten,  zu 
Beerdigungskosten  u.  s.  f. 

Obwohl  die  festgesetzte  Kaufsumme  durchweg  eine  verhältnis- 
mäßig hohe  ist,  genießt  der  Annehmer  keinerlei  Vorzüge,  alle  Kinder 
haben  einen  gleichen  Anteil  am  Erlöse.   Zudem  haben  die  Miterben 


noch  ein  Zufluchtsrecht,  d.  h.  der  Übernehmer  muß  sie  auf  dem 
Hofe  aufnehmen  und  verpflegen,  wenn  sie  alt  und  krank  werden. 
Sie  dagegen  sind  verpflichtet,  nach  Kräften  auf  der  Stelle  zu  arbeiten. 

Einen  ausführlichen  Übergabekontrakt  aus  dem  Kreis  Jork  vom 
1 8.  August  1891  finden  wir  bei  Großmann.  Ich  kann  mich  deshalb 
hier  darauf  beschränken,  eine  Hofübergabe  aus  den  letzten  Jahren 
in  großen  Zügen  zu  skizzieren. 

Der  Hof  liegt  in  der  dritten  Meile  des  Alten  Landes  und  wurde 
im  Jahre  1907  an  den  jetzigen  Besitzer  übergeben.  Er  umfaßt  ein 
Areal  von  rund  22  ha.  Der  Verkaufswert  stellte  sich  auf  etwa 
2400  Mk.  pro  ha,  also  insgesamt  auf  rund  53000  Mk.  Der  Wert 
der  Gebäude  belief  sich  auf  18000  Mk.  Der  Wert  des  lebenden 
Inventars  war  mit  7300  Mk.,  des  Wirtschaftsinventars  mit  2400  Mk., 
des  Saatinventars  mit  300  Mk.,  des  Hausgerätes  nach  Abzug  der 
Sachen,  welche  den  Altenteilern  verblieben,  mit  1000  Mk.  einzusetzen. 
Demnach  betrug  der  Verkaufs  wert  des  Hofes  insgesamt  ca.  82  000  Mk. 

Dem  Annehm  er  wurde  der  Hof  berechnet  mit  56000  Mk. 
Auf  jedes  der  vier  Geschwister  entfielen  demnach  14000  Mk.  Der 
Anteil  des  neuen  Besitzers  wurde  gleich  in  Abzug  gebracht.  Ferner 
erhielt  einer  der  Brüder  als  Abfindung  eine  günstig  gelegene,  für 
den  Hof  aber  entbehrliche  Parzelle  von  gut  3  ha,  die  ihm  mit 
10000  Mk.  in  Anrechnung  gebracht  wurde.  Der  Rest  von  32  000  Mk. 
wurde  zugunsten  des  abtretenden  Besitzers  hypothekarisch  auf  die 
Stelle  eingetragen  und  mußte  diesem  mit  4  %  verzinst  werden.  Das 
Altenteil  wurde  neben  freier  Wohnung,  Heizung  und  Licht  auf 
jährlich  600  Mk.  festgesetzt.  Kapitalisieren  wir  das  Altenteil  mit 
8500  Mk.  (die  Altenteiler  standen  erst  im  60.  und  62.  Lebensjahr i), 
so  haben  wir  also  in  diesem  Falle  mit  einem  Voraus  des  Annehmers 
von  reichlich  einem  Fünftel  zu  rechnen. 

Vom  Standpunkte  des  Ertragswertes  aus  betrachtet,  ergibt  sich 
für  den  Hofannehmer  aber  fast  gar  kein  Vorzug  mehr.  Denn  die 
Überschüsse  aus  der  Stelle  betrugen  unter  Berücksichtigung  der 
Aufwendungen  für  den  landesüblichen  Haushalt  des  Bauern  und 
von  400  Mk.  Barentschädigung  für  den  auf  dem  Hofe  tätigen 
späteren  Annehmer  etwa  durchschnittlich  jährlich  2300  Mk.,  von 
denen  ca.  300  Mk.  infolge  der  Abtrennung  der  3  ha  in  Abzug  zu 
bringen  sind.  Von  den  restlichen  2000  Mk.  waren  dem  Altenteiler 
an  Zinsen  zu  zahlen  1280  Mk.,  sodaß  noch  ein  Barüberschuß  von 
720  Mk.  verblieb,  aus  dem  die  Aufwendungen  für  das  Altenteil  be- 
stritten werden  mußten.    Da  die  Altenteiler  bei  einem  eventl.  Fort- 

1)  cf.  Berechnungen,  Pr.  G.  S.  1891  fol.  74. 
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züg  vom  Hofe  als  Entschädigung  für  Wohnung,  Feuerung  und  Licht 
extra  loo  Mk.  verlangen  konnten,  so  würde  also  in  diesem  Falle 
dem  Annehmer  nur  freier  Lebensunterhalt  für  sich  und  seine  Familie 
sowie  400  Mk.  in  bar  als  Entgelt  für  seine  Arbeit  bleiben,  eine 
Entschädigung,  die  etwa  dem  landesüblichen  Gehalt  eines  Verwalters 
entsprechen  würde.  Ein  Vorzug  desselben  vor  seinen  Miterben  würde 
demnach  erst  nach  dem  Tode  der  beiden  Altenteiler  eintreten,  da 
die  Altenteilsleistungen  nach  dem  Tode  des  einen  der  Ehegatten  in 
vollem  Umfange  auf  den  Überlebenden  (hier  ausnahmsweise!)  über- 
gehen. Allein  da  die  Altenteiler  wie  in  den  meisten  Fällen  so  auch 
hier  auf  dem  Hofe  geblieben  sind,  kann  man  die  Aufwendungen 
für  dieselben  wohl  nicht  höher  als  mit  etwa  320  Mk.  in  Rechnung 
stellen,  sodaß  dem  neuen  Besitzer  außer  freiem  Lebensunterhalt 
immerhin  noch  800  Mk.  Barüberschuß  verbleiben.  Doch  ist  auch 
unter  Berücksichtigung  dieser  Umstände  ein  Voraus  des  Annehmers 
vor  dem  Bruder,  der  bei  der  Hofübergabe  eine  Abfindung  im  Werte 
von  10000  Mk.  bekam,  für  die  Zeit  der  Alten  teilspflichten  nicht  zu 
konstruieren. 

Wie  in  diesem  Falle,  so  ist  in  der  Regel  die  Übernahme- 
summe sehr  hoch  festgesetzt,  und  dadurch  werden  die  Altländer 
Höfe  im  Erbgange  sehr  stark  belastet.  Aus  diesem  Grunde  begegnen 
wir  gerade  in  den  letzten  Jahren  nicht  selten  einer  Teilung  der  Höfe 
unter  die  Erben,  oder  doch  einer  Verkleinerung  der  ursprünglichen 
Stelle  durch  Abtrennung  von  Teilstücken,  entgegen  dem  Bericht 
V.  Hinübers,  der  noch  von  einem  zähen  Festhalten  des  Altländer 
Bauern  an  seinem  Hofe  und  von  einem  Daraufbedachtsein,  denselben 
der  Familie  zu  erhalten,  sprechen  konnte.  Begünstigt  wird  diese 
Distrahierung  durch  die  immer  weiter  fortschreitende  Ausdehnung 
des  Obst-  und  Gemüsebaues,  der  die  kleinen  Stellen  besonders 
rentabel  macht.  Natürlich  spielt  hierbei  die  weitere  oder  nähere 
Entfernung  von  Hamburg  eine  ausschlaggebende  Rolle,  und  so  ist 
es  erklärlich,  daß  besonders  in  der  dritten  Meile  des  Alten  Landes 
die  Teilung  der  Höfe  immer  weiter  um  sich  greift. 


Sehr  viel  weniger  als  im  Alten  Lande  weichen  in  Kehdingen 
die  Erbgewohnheiten  vom  gemeinen  Rechte  ab. 

Früher  hat  zwar  auch  hier  ein  besonderes  Landrecht  existiert 
».  .  .  in  anno  1662^)  zu  Stade  zum  Druck  befördert  ...  Es  ist  aber 
nicht  auctoritate  publica  des  Landes-Herren  geschehen,  also  nicht 
weiter  zu  appliciren,  als  es  erweißlich  hergebracht  2)«. 

Diese  Statuten  lassen  schon  alle  Erben  als  gleichberechtigt  er- 
scheinen, nicht  einmal  eine  Bevorzugung  der  Söhne  vor  den  Töchtern 
fand  mehr  statt.  Dahingegen  war  eine  Veräußerung  oder  Ver- 
schenkung  liegender  Grunde  ohne  Genehmigung  der  nächsten 
Erben  verboten.  Das  Verbot  entsprach  den  Bestimmungen  des  jus 
retractus  ex  consanguinitate,  welches  den  Blutsverwandten  bei  allen 
Entäußerungen  von  Grundstücken  ein  Vorzugsrecht  einräumte,  und 
das,  nach  den  Berichten  von  Scharnhorst^)  zu  urteilen,  in  der 
ersten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  häufig  zur  Anwendung  ge- 
kommen zu  sein  scheint.  Aufgehoben  wurde  dieses  jus  retractus  ex 
consanguinitate  erst  durch  das  Gesetz  vom  24.  Dezember  1872*). 

Von  den  Retraktsrechten  abgesehen,  scheinen  im  übrigen  die 
Bestimmungen  der  Statuta  Kedingensia  entweder  niemals  oder  sonst 
nur  ganz  kurze  Zeit  gesetzliche  Kraft  erlangt  zu  haben  ^).  So  be- 
richtet Scharnhorst*)  über  eine  Hof  gerichts  Verhandlung  vom 
I.  Oktober  1694,  in  welcher  bereits  festgestellt  wurde,  es  hätte  »das 
Vorgeben  einer  daselbst  inter  conjuges  nach  dem  sogen.  Kehdinger 
Land-Recht  üblichen  communionis  bonorum,  so,  daß  auch  nach  des 
einen  Ehegatten  Absterben  auf  halb  und  halb  müsse  geteilet  werden, 

 nicht  erwiesen  werden  können,  zumahlen  auch  test.  primus 

der  Grefe  als  ein  vieljähriger  geübter  Judex  und  officialis  Regius  in 
seiner  Aussage  obgedachte  übele  Meynung  gründlich  widerleget«. 

1)  Auch  in  diesem  Falle  geben  Grefe  und  mit  ihm  Großmann  nur  einen  tm- 
gefähren  Zeitpunkt  für  die  Abfassung  des  Landrechtes  oder  der  Statuta  Kedingensia,  Avie 
es  auch  genannt  wird,  an,  nämlich  das  17.  Jahrhundert. 

2)  cf.  Scharnhorst:  a.  a.  O.  §  213. 

3)  cf.  Scharnhorst:  a.  a.  O.  §§  217—221. 
*)  Gesetz-Sammlung  1873,  ^-  2- 

5)  cf.  Grefe:  a.  a.  O.  Bd.  I,  fol.  121. 
cf.  Scharnhorst:  a.  a.  O.  §  222. 
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Es  waren  also  schon  gegen  Ende  des  1 7 .  Jahrhunderts  die  Be- 
stimmungen des  Landrechtes,  wenigstens  in  bezug  auf  das  besondere 
ehehche  Güterrecht,  nicht  mehr  maßgebend,  und  irgend  welche  Spuren 
haben  sie  auf  diesem  Gebiete  nicht  hinterlassen. 

Denn  gegenwärtig  vollzieht  sich  in  Kehdingen  die  Vererbung 
zwischen  Ehegatten  nach  gemeinem  Recht.  Allerdings  wird  meistens 
von  den  Eheleuten  gemeinschaftlich  ein  Testament  errichtet,  um  dem 
überlebenden  Teil  den  Vollbesitz  der  Stelle  oder  doch  sehr  wesentliche 
Einkünfte  aus  derselben  für  seine  Lebenszeit  zu  sichern.  Auch  findet 
häufig  bei  unbeerbter  Ehe  eine  Vereinbarung  im  Sinne  des  »Längst 
Leib,  längst  Gut«  statt,  während  Ehestiftungen  so  gut  wie  gar  nicht 
vorkommen. 

Die  Institution  des  Altenteils  im  eigentlichen  Sinne,  wie  wir 
sie  im  Altenlande  und  auf  der  Geest  finden,  ist  bei  den  Kehdinger 
Höfen  nicht  gebräuchlich.  Wohl  wurde  bis  in  die  sechziger  Jahre 
hinein  häufiger  von  selten  des  Besitzers  durch  Testament  der  über- 
lebenden Ehefrau  das  Recht  zugestanden,  »so  lange  der  Hof  nicht 
verpachtet  oder  verkaufet  sein  wird,  auf  demselben  zu  bleiben  und 
sich  auf  demselben  freien  angemessenen  Aufenthalts  und  unentgelt- 
lichen Defrangements  zu  erfreuen,  ohne  Minderung  des  ihr  ausgesetzeten 
Legates«,  doch  war  sie,  wenn  sie  den  Hof  freiwillig  oder  unfreiwillig 
verließ,  »zu  einem  Mehren  als  dem  Bezüge  des  Legates  nicht  be- 
rechtigt«^). Hiervon  abweichende  Bestimmungen  finden  sich  wohl 
hin  und  wieder,  doch  sind  sie  selten.  In  den  letzten  Jahrzehnten  wird 
der  Witwe  des  Besitzers  nur  noch  in  vereinzelten  Fällen  ein  Zufluchts- 
recht gewährt. 

Dahingegen  finden  sich  auf  den  kleinen  Köthnerstellen  durchweg 
Altenteile,  die  in  ihren  Bestimmungen  denen  im  Alten  Lande  sehr 
ähnlich  sind,  nur  daß  der  geringeren  Leistungsfähigkeit  derartiger 
Stellen  naturgemäß  bei  der  Festsetzung  der  Entschädigungen  Rechnung 
getragen  wird. 

Auch  bei  der  Vererbung  der  Höfe  auf  die  Deszendenten  oder 
sonstige  Erbberechtigte  gilt  in  Kehdingen  gemeines  Recht.  Hierbei 
ist  zu  bemerken,  daß  die  Intestaterbfolge  bis  in  die  sechziger  Jahre 
des  vorigen  Jahrhunderts  hinein  die  Regel  war,  erst  in  neuerer  Zeit 
ist  hierin  ein  Umschwung  zu  verzeichnen.  Immerhin  aber  trat  noch 
in  den  Jahren  1890 — 1893  nach  dem  Bericht  des  Amtsgerichts  Frei- 
burg bei  jährlich  durchschnittlich  34  Erbfällen  nicht  weniger  als 


1)  Dieser  Wortlaut  fand  sich  übereinstimmend  in  mehreren  von  mir  eingesehenen 
Testamenten  aus  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts. 


17  mal  Intestaterbfolge  ein,  während  in  8  Fällen  Übergabevertrag, 
in  9  Fällen  Testament  bezw.  Erbvertrag  vorlagt).  Jedoch  findet  sich 
auch  in  den  Testamenten  gemeinhin  die  Bestimmung,  daß  die  Erb- 
teilung nach  »der  Verordnung  der  gemeinen  Rechte«  geschehen  soll. 

Bezüglich  der  Testamente  müssen  wir  in  Kehdingen  zwei 
Verschiedene  Arten  unterscheiden,  die  ungefähr  gleichhäufig  neben- 
einander vorkommen  dürften,  nämlich  solche,  in  denen  ein  Übergabe- 
preis für  den  Hof  festgesetzt  wird  und  daneben  solche,  in  denen  dies 
nicht  geschieht. 

Wird  eine  Annahmesumme  festgesetzt,  so  findet  damit  auch, 
ich  darf  wohl  sagen,  immer  eine  Bevorzugung  des  Annehmers  statt, 
die  natürlich  sehr  verschieden  hoch  bemessen  ist.  So  betrug  sie  z.  B. 
bei  einem  Hofe  in  Klinten,  der  1869  zur  Vererbung  kam,  20000  Mk. 
bei  einem  festgesetzten  Preise  von  70000  Mk.,  bei  einem  Hofe  in 
Wester-Wechtern^)  im  Jahre  1877  ebenfalls  20000  Mk.,  hier  betrug 
aber  der  Übernahmepreis  150000  Mk. 

Bei  dieser  Art  der  Hofvererbung  findet  auch  in  den  weitaus 
meisten  Fällen  eine  Designation  des  Annehmers  statt,  und  zw^ar 
entweder  in  engerem  Sinne,  indem  einer  der  Erben  von  vornherein 
zur  Nachfolge  in  den  Hof  bestimmt  wird,  oder  in  weiterem  Sinne, 
indem  den  Söhnen  vor  den  Töchtern  oder  auch  einzelnen  Söhnen 
vor  den  übrigen  Miterben  ein  Vorrecht  in  die  Nachfolge  eingeräumt 
wird.  Unter  den  Gleichbevorrechtigten  soll  dann  gewöhnlich  das 
Los  entscheiden. 

In  gleicher  Weise  wird  auch  bei  den  Übergabeverträgen 
der  Annehmer  durchweg  bevorzugt.  Diese  Verträge  werden  gewöhnlich 
in  der  Art  abgeschlossen,  daß  der  Vorbesitzer  die  Kaufsumme  zu 
seinen  Gunsten  und  zu  seiner  freien  Verfügung  auf  den  Hof  hypo- 
thekarisch eintragen  läßt.  Nach  dessen  Tode  findet  der  Hoferbe  die 
Geschwister  entweder  aus  den  vorhandenen  Barmitteln  ab,  oder,  wo 
solche  fehlen,  nimmt  er  bei  dem  bremenschen  ritterschaftlichen  Credit- 
verein  oder  bei  der  hannoverschen  Landescredit-Anstalt  eine  Amor- 
tisationshypothek auf  mit  einer  i^/^^/o^g^^  Amortisationsquote,  sodaß 
bei  seinem  Ableben  die  Hypothek  aller  Voraussicht  nach  getilgt  ist. 

Wir  haben  also  in  Kehdingen  bei  allen  Übergabeverträgen  und 
etwa  bei  der  Hälfte  der  Testatvererbungen,  die  zusammen  etwa  ein 
Drittel  sämtlicher  Erbfälle  bäuerlichen  Besitzes  ausmachen,  mit  einer 
Bevorzugung  des  Hofannehmers  von  seiten  des  Erblassers  zu  tun. 


^)  cf.  Großmann:  a.  a.  O.  fol.  124 
2)  Nr.  VI  der  Anlage. 
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Im  übrigen  wurden  alle  Kinder  gleichmäßig  zu  Erben  eingesetzt, 
»denn  sie  haben  alle  Vater  und  Mutter  gesagt«,  heißt  es  beim 
Kehdinger  Bauer. 

Doch  auch  bei  den  restlichen  zwei  Dritteln  der  Erbfälle,  in  denen 
von  selten  des  Erblassers  dem  Hofannehmer  keine  Bevorzugung 
eingeräumt  wird,  hatten  wir  bis  vor  30 — 40  Jahren  durchweg  und 
haben  wir  auch  noch  heute  in  vielen  Fällen  mit  einer  solchen  zu 
rechnen.  Denn  trotz  der  gesetzlich  bestehenden  gleichen  Teilung 
der  Erbmasse  herrschte  doch  in  Kehdingen  von  jeher  die  Anschauung, 
daß  der  Hof  in  möglichst  unverändertem  Bestände  der  Familie  er- 
halten bleiben  sollte.  Aus  dieser  Anschauung  heraus  haben  wir  uns 
auch  wohl  die  Entstehung  des  jus  retractus  ex  consanguinitate  zu 
denken.  Um  das  zu  erreichen,  setzten  die  Erben  die  Kaufsumme 
für  den  Annehmer  niedriger  fest,  als  sie  nach  dem  Verkaufswerte 
des  Hofes  hätte  sein  müssen,  damit  der  neue  Besitzer  ihn  trotz  der 
darauf  ruhenden  Abfindungsgelder  halten  konnte.  In  der  Regel 
entsprach  dieser  Vorzug  des  Annehm ers  dem  Werte  des  Inventars 
oder  »Beschlages«,  wie  man  in  Kehdingen  sagt.  So  wurde  z.  B.  ein 
Hof  in  Wester-Wechtern  im  Jahre  1896  für  120000  Mk.  inkl.  Inventar 
durch  Kauf  von  einem  der  Erben  erworben.  Sein  Verkaufswert  belief 
sich  auf  120000  Mk.,  der  Inventarwert  auf  ca.  16000  Mk. 

Ein  zweiter  Hof  in  Wester -Wechtern^)  wurde  1902  dem  An- 
nehmer für  85000  Mk.  überlassen.  Derselbe  verkaufte  ihn  1906 
ohne  Inventar  für  87000  Mk.,  das  Inventar  erbrachte  12000  Mk. 

In  den  ersten  Jahrzehnten  des  vorigen  Jahrhunderts  scheint  das 
Voraus  des  Annehmers  ein  noch  größeres  gewesen  zu  sein,  denn 
ein  dritter  Hof  in  Wester-Wechtern 2)  wurde  beim  Erbkauf  im 
Jahre  1827  mit  1000  Mk.  pro  ha  inkl.  Inventar  bewertet.  Der  Be- 
sitzer verkaufte  ihn  aber  1865  wieder  für  1800  Mk.  pro  ha  ohne 
Inventar.  Allerdings  muß  hierbei  berücksichtigt  werden,  daß  gerade 
die  Periode  1820 — 1840  sehr  niedrige  Getreidepreise  aufwies;  immer- 
hin ist  der  Unterschied  aber  doch  ein  zu  gewaltiger,  als  daß  er  sich 
allein  aus  der  verschieden  hohen  Bewertung  herleiten  läßt. 

So  erklärt  es  sich,  daß  bis  um  die  Mitte  der  siebziger  Jahre 
nur  sehr  selten  ein  Hof  erbteilungshalber  verkauft  wurde,  während 
eine  Realteilung  so  gut  wie  gar  nicht  vorkam 

Denn  einer  Zersplitterung  des  bäuerlichen  Besitzes  wurde  und 
wird  auch  noch  heute  vorgebeugt,  daß  ein  kleiner  Besitz  von  4  bis 
15  ha  im  Lande  Kehdingen  aus  wirtschaftstechnischen  Gründen  nicht 

1)  Nr.  XII  der  Anlage. 

2)  Nr.  XIV  der  Anlage. 


rentabel  ist,  wie  wir  das  später  sehen  werden.  Ebenfalls  aus  be- 
triebstechnischen Gründen  erfolgte  aber  auch  keine  Zusammenlegung 
von  Höfen,  solange  in  Kehdingen  der  Kornbau  und  nicht  die  Fett- 
graserei  überwog,  d.  h.  bis  etwa  vor  25 — 30  Jahren. 

Seit  dieser  Zeit  ist  überhaupt  eine  merkliche  Veränderung  in 
den  bäuerlichen  Vererbungsgewohnheiten  wahrzunehmen.  Die  Zahl 
der  Testamenterlasse  hat  ohne  Frage  zugenommen,  da  aber  zu 
gleicher  Zeit  die  Übergabeverträge  mehr  und  mehr  in  Wegfall 
gekommen  sind,  dürfte  nach  meinem  Dafürhalten  das  Verhältnis 
zwischen  Testat-  und  Intestaterbfolge  so  ziemlich  das  alte  ge- 
blieben sein. 

Eine  Bevorzugung  des  Annehmers  findet  auch  heute  noch 
vielfach  statt,  wie  uns  das  die  Beispiele  aus  Wechtern  gezeigt  haben ; 
allein  in  den  Fällen,  wo  die  Erben  über  den  Kaufpreis  zu  bestimmen 
haben,  wird  diese  Bevorzugung  immer  geringer,  ja  sie  kommt  schon 
sehr  häufig  ganz  in  Wegfall.  Dieses  Nachlassen  in  der  Bevorzugung 
des  Anerben  fällt  um  so  schwerer  ins  Gewicht,  als  sich  die  Ver- 
mögensverhältnisse der  Kehdinger  Bauern  in  den  letzten  50  Jahren 
sehr  verschlechtert  haben,  so  daß  sich  im  Gegensatze  zu  damals 
gegenwärtig  selten  beim  Tode  des  Erblassers  ein  größeres  Bar- 
vermögen vorfindet,  welches  den  Hofannehmer  in  den  Stand  setzen 
könnte,  die  Miterben  zum  Teil  hieraus  abzufinden. 

Da  sich  nun  aber  der  Kehdinger  nicht  gern  ,in  zu  große 
Lasten  setzt',  so  gehört  es  heutzutage  gar  nicht  mehr  zu  den  Selten- 
heiten, daß  die  Höfe  im  Erbgange  verkauft  werden.  Als  Käufer 
fungiert  vielfach  der  Adel.  Die  wenigen  adeligen  Familien,  die  sich 
in  Kehdingen  gehalten  haben,  sind  sehr  wohlhabend,  sodaß  sie  in 
der  Lage  waren,  ihren  Grundbesitz  in  den  letzten  Jahrzehnten  infolge 
der  veränderten  Erbgewohnheiten  stark  zu  vermehren.  Besonders 
in  Nordkehdingen  begegnen  wir  einer  ganzen  Reihe  zerstreut 
liegender  Einzelhöfe,  die  auf  diese  Weise  von  Bauerbesitz  zu  Adels- 
besitz geworden  sind,  so  in  Wechtern  allein  drei  Höfe.  Der  Adel 
nun  verpachtet  diese  Besitzungen  in  der  Regel  oder  doch  sehr  häufig 
an  denjenigen  unter  den  Erben,  der  anderen  Falles  wohl  der  Hof- 
annehmer  gewesen  sein  würde,  da  dieser  meist  schon  längere  Zeit 
auf  dem  Hofe  tätig  gewesen  ist,  und  es  daher  im  Interesse  beider 
Teile  liegt,  den  bisherigen  Zustand  beizubehalten  i).   Diese  Pachtung 

1)  So  z.  B.  wurde  ein  Hof  in  Wechtern  im  Jahre  1888  von  dem  Vater  des  jetzigen 
Pächters  für  100000  Mk.  an  einen  Adligen  verkauft.  Ferner  erwarb  ein  Adliger  1899 
einen  Hof  in  Südkehdingen  für  170000  Mk.  von  den  Erben.  Das  Inventar  im  Taxwerte 
von  20000  Mk.  übernahm  einer  der  Söhne,  der  später  den  Hof  pachtete.    Nach  Abzug 
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geht  sehr  häufig  vom  Vater  auf  den  Sohn  über,  so  daß  sich  also  in 
diesen  Fällen  aus  dem  besitzfreien  Bauernstand  eine  Art  Erbpächter- 
stand heranbildet,  eine  Entwicklung,  wie  wir  sie  in  ähnlicher  Weise 
aber  in  großem  Stile  auf  der  Geest  bei  dem  Übergange  der 
Villicationsverfassung  in  die  Meierverfassung  gehabt  haben. 

Doch  nicht  allein  ganze  Höfe,  auch  Hofteile  gehen  in  Keh- 
dingen  bei  der  Erbauseinandersetzung  jetzt  schon  ab  und  zu  in 
andere  Hände,  und  auch  hier  besonders  in  die  Hände  des  Adels 
über.  Denn  infolge  des  Überganges  vom  Ackerbau  zur  Fett- 
viehgraserei  ist  auch  der  größere  Grundbesitz  in  der  Kehdinger 
Marsch  nicht  mehr  schwer  zu  bewirtschaften,  und  deshalb  benutzen 
die  Anlieger  eines  im  Erbgang  befindlichen  Hofes  nach  Möglichkeit 
die  Gelegenheit,  ihren  Besitz  durch  Landankäufe  zu  erweitern.  Dank 
seiner  Kapitalkraft  kommt  auch  hier  der  Adel  in  erster  Linie  in 
Frage,  wie  das  z.  B.  auch  1893  in  Wechtern  der  Fall  war,  wo  die 
Erben  von  einem  1 5  ha  großen  Hofe  nur  die  Wohnstelle  behielten, 
während  12  ha  Land  zu  einem  angrenzenden  adligen  Hofe,  3  ha  zu 
einem  angrenzenden  Gewerbebetrieb  geschlagen  wurden^). 

Es  gelten  also  in  Kehdingen,  um  noch  einmal  kurz  zu  rekapitulieren, 
bei  der  Vererbung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  die  Bestimmungen 
des  gemeinen  Rechtes.  Trotzdem  läßt  sich  eine  Bevorzugung  des 
Übernehmers  durch  niedriges  Einsetzen  der  Stelle  seitens  des  Erb- 
lassers oder  der  Miterben  nicht  verkennen.  Allerdings  ist  diese  Be- 
günstigung in  den  letzten  30 — 40  Jahren  durchweg  geringer  geworden 
und  häufig  schon  ganz  verschwunden,  so  daß  ein  Verkauf  der  Höfe 
beim  Erbgange  nicht  mehr  wie  früher  zu  den  Seltenheiten  gehört, 
während  eine  Zersplitterung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  wohl  hin 
und  wieder  vorkommt,  doch  immerhin  eine  Ausnahme  bildet. 

In  der  Marsch  des  Kreises  Neuhaus  liegen  die  Verhältnisse 
ganz  ähnlich  wie  in  Kehdingen,  nur  daß  hier  insofern  die  erbrecht- 
lichen Bestimmungen  vom  gemeinen  Recht  abweichen,  als  die  eheliche 
Gütergemeinschaft,  wenigstens  im  Bereiche  des  alten  Amtes  Neuhaus 
früher  bestanden  hat.  Allerdings  unterlag  sie  insoweit  einer  Ein- 
schränkung, als  nur  in  dem  Falle,  »wann  der  überlebende  Ehe-Gatte 

der  Schulden  entfielen  auf  jeden  Erbanteil  30000  Mk.,  so  daß  der  Pächter  außer  dem 
schuldenfreien  Inventar  noch  10000  Mk.  Bargeld  hinter  sich  behielt.  Die  Pacht  belief 
sich  auf  jährlich  6000  Mk.  exkl.  Lasten.  Demnach  saß  der  Pächter  imter  Berücksichtigimg 
der  Amortisation  für  die  Gebäude  und  bei  Anrechnung  eines  Hypothekenzinsfußes  von 
4,25%  lim  mindestens  1500  Mk.  jährlich  billiger  als  er  als  Hofannehmer  gesessen  hätte* 
^)  cf.  Anlage  I. 


ad  Secunda  vota  schreitet  und  durch  eine  Ehe-Beredung  oder  sonst 
seine  Kinder  erster  Ehe  abfindet,  sodann  von  des  ersten  Ehe- 
gatten Gütheni  seinen  Theil  als  die  Helffte  lucrire«.  Eine  unbedingte 
Teilung  der  Güter  beim  Tode  des  einen  Ehegatten,  wie  es  die  Refor- 
mation des  Alten  Landes  verfügte,  kannte  man  also  nicht,  sie  trat 
nur  ein  »bey  Schreitung  des  Vaters  (oder  der  Mutter)  zur  andern  Ehe«^). 

Im  übrigen  haben  sich  die  Erbgewohnheiten  in  Kehdingen  und 
der  Ostemarsch  übereinstimmend  entwickelt.  Nur  die  in  den  letzten 
drei  oder  vier  Jahrzehnten  eingetretene  Verschiebung  zu  Ungunsten 
des  Hofannehmers  hat  hier  nicht  in  dem  Maße  Platz  gegriffen  wie 
dort.  Demzufolge  ist  ein  Verkauf  der  Höfe  im  Erbgange  in  Neuhaus 
auch  bedeutend  seltener  als  in  Kehdingen.  Hierzu  trägt  noch  ganz 
besonders  der  Umstand  bei,  daß  die  Vermögenslage  der  Oste-Bauern 
durchweg  besser  ist  als  die  der  Kehdinger,  und  es  dadurch  dem 
Annehmer  möglich  ist,  seine  Miterben  zum  Teil  in  bar  abzufinden, 
wodurch  ihm  die  Übernahme  des  Hofes  wesentlich  erleichtert  wird. 
Testamente  w^erden  in  Neuhaus  noch  seltener  errichtet  als  in  Kehdingen, 
dahingegen  kommen  Übergabeverträge  häufiger  vor.  Bei  diesen 
Verträgen  erreicht  das  Voraus  des  Annehmers  im  Amte  Neuhaus 
durchweg  etwa  den  Wert  des  »Beschlages«,  rund  15 — 2o7o>  während 
es  in  der  Marsch  des  Amtes  Osten  noch  bedeutender  zu  sein  pflegt. 
Im  Falle  der  Intestaterbfolge  wird  häufig  der  Hof  nur  unter  den 
Erben  versteigert  und  dem  Meistbietenden  zugeschlagen;  dadurch 
bleibt  auch  trotz  des  Meistgebotes  der  Übernahmepreis  hinter  dem 
Verkaufswerte  meist  nicht  unerheblich  zurück.  Eine  Bevorrechtigung 
einzelner  Erben  vor  den  übrigen,  also  etwa  der  Söhne  vor  den  Töchtern, 
findet  dabei  nicht  statt. 

Doch  kommt  es  auch  hin  und  wieder  vor,  daß  die  Höfe  im 
Erbgange  öffentlich  an  den  Meistbietenden  verkauft  werden  und 
dann  nicht  im  Besitze  der  Familie  bleiben,  sondern  in  fremde  Hände 
übergehen.  Und  wieder  ist  es  der  Adel,  der  danach  strebt,  bäuerlichen 
Besitz  an  sich  zu  bringen.  In  einzelnen  Fällen  ist  ihm  das  auch 
gelungen,  im  allgemeinen  aber  kann  man  wohl  sagen,  daß  der  soziale 
und  besonders  der  politische  Gegensatz,  in  welchem  Adel  und  Marsch- 
bauer zueinander  stehen,  hier  in  Neuhaus  schärfer  zum  Ausdruck 
kommt  als  in  Kehdingen. 

^)  cf.  Scharnhorst:  Nachrichten,  §§  251/2.  Großmann  vermutet  nur,  daß  die 
eheHche  Gütergemeinschaft  früher  in  Neuhaus  bestanden  hat.  Wir  sind  aber  jedem 
Zweifel  enthoben  durch  die  Angabe  von  Scharnhorst:  »Daß  daselbst  die  Communio 
bonorum  inter  conjuges  .  .  hergebracht,  ...  ist  beym  Königl.  Hofgericht  in  Sachen 
Steffens  c/a.  Stelling  veste  gesezet  .  .  .« 
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Altenteile  kommen  auf  den  Neuhäuser  Höfen  so  gut  wie  gar 
nicht  vor,  wohl  aber  finden  wir  sie  nicht  selten  auf  den  Marschhöfen 
des  Amtes  Osten.  Allein  sie  unterliegen  hier  in  der  Regel  der  ein- 
schränkenden Bestimmung,  daß  der  Altenteiler  bei  Verkauf  oder 
Verpachtung  des  Hofes  mit  einer  lebenslänglichen  jährlichen  Rente 
von  festgesetzter  Höhe  abgefunden  werden  kann. 

Wie  die  politische  und  die  Entwicklung  der  Verfassung,  so  hat 
auch  die  Heranbildung  des  Erbrechtes  im  Lande  Hadeln  eine  Reihe 
von  Besonderheiten  aufzuweisen.  Die  Grundlage  der  Vererbungsform 
bildete  allerdings  auch  hier  das  gemeine  Recht.  Allein  das  aus  dem 
Jahre  1583  stammende  Hadelnsche  Landrecht  und  die  Bestimmungen, 
die  sich  später  im  Anschluß  an  dasselbe  bildeten,  enthielten  eine 
Reihe  von  Rechtsnormen,  die  vom  gemeinen  Recht  abwichen.  Dabei 
sind  besonders  zwei  Punkte  von  großer  Bedeutung:  Erstens  hat  seit 
dem  Erlaß  des  Landrechtes  die  eheliche  Gütergemeinschaft  in  Hadeln 
immer  Geltung  gehabt,  und  zweitens  enthielt  das  Landrecht  eine 
Reihe  von  Bestimmungen,  die,  wie  in  erster  Linie  der  Retractus 
gentilicius,  den  Zweck  verfolgten,  den  bäuerlichen  Besitz  in  der  Familie 
möglichst  ungeschmälert  zu  erhalten. 

Die  eheliche  Gütergemeinschaft  im  Lande  Hadeln  weicht  von 
der  im  Amte  Neuhaus  früher  hergebrachten  wesentlich  ab.  So 
mußte  allerdings  bei  unbeerbter  Ehe  nach  den  Bestimmungen  des 
Landrechtes  1)  der  überlebende  Ehegatte  auch  den  Verwandten  des 
Verstorbenen  die  Hälfte  des  Gemeingutes  herausgegeben,  allein  letztere 
konnten  den  Verkauf  der  gemeinsamen  Liegenschaften  nicht  verlangen; 
dieselben  mußten  auf  Antrag  des  Längstlebenden  diesem  ungeteilt 
zur  Verfügung  gestellt  werden.  Dadurch  war  aber  die  eigenartige 
Rechtslage  gegeben,  daß  diese  Grundstücke  im  Erbgange  nicht  nach 
ihrem  Verkaufswerte  im  einzelnen  eingesetzt  werden  konnten,  sondern 
nur  nach  dem  Werte  ihres  Ertrages  als  wirtschaftliches  Ganze.  In 
einem  Urteil  des  Landgerichts  zu  Stade  vom  14.  Januar  1889  wird 
diesen  Umständen  auch  Rechnung  getragen  2). 

Bei  beerbter  Ehe  hingegen  wurde  die  Gütergemeinschaft 
zwischen  dem  überlebenden  Ehegatten  und  den  Deszendenten  fort- 
gesetzt. Ging  dieser  aber  eine  neue  Ehe  ein,  so  mußte  er  die 
Kinder  abfinden.  Und  da  galt  nun  die  eigenartige  Bestimmung, 
daß  in  diesem  Falle  beim  Vorhandensein  nur  eines  Kindes  jeder 

^)  Pufendorf:  Observationes  juris,  Bd.  I,  S.  i  ff. 
2)  cf.  Großmann:  a,  a.  O.  fol.  129. 
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Ehegatte  ohne  Unterschied  die  Hälfte  der  gemeinsamen  Güter 
herausgeben  mußte,  waren  aber  mehrere  Kinder  vorhanden,  so  mußte 
der  überlebende  Ehemann  auch  nur  die  Hälfte,  die  überlebende  Ehe- 
frau aber  abgeben.  Hin  und  wieder  wurde  allerdings  diese  Be- 
stimmung durch  Einkindschaftsverträge  umgangen.  Im  übrigen 
sollten  hier  wie  bei  der  unbeerbten  Ehe  die  Abfindungen  nach  dem 
Ertragswerte  und  »unter  billig-mäßiger«  Schätzung  des  Besitzes  fest- 
gesetzt werden. 

Die  wichtigste  Bestimmung,  die  zwecks  Erhaltung  der  Bauer- 
höfe in  der  Familie  getroffen  wurde,  ist  der  sog.  retractus  gentilicius. 
Er  bestimmte,  daß  kein  Hof  im  Erbgange  oder  durch  Schenkung 
von  dem  Besitzer  auf  andere  Personen  als  die  nächsten  Erben  über- 
tragen werden  konnte,  ohne  daß  diese  hierzu  ihre  Einwilligung  gaben. 
Auch  hatten  bei  Verkäufen  die  Erben  ein  Einspruchsrecht,  sobald 
irgendwelche  der  getroffenen  Vereinbarungen  ihren  Interessen  in 
stärkerem  Maße  zuwider  liefen. 

Bei  der  Erbfolge  hatten  »die  Söhne  .  .  .  den  Kür  vor  den 
Töchtern,  bei  dem  Gute  zu  bleiben«,  und  zwar  »soll  der  Älteste 
setzen  und  teilen  und  der  Jüngste  den  Kür  behalten«.  Die  Töchter 
wurden  mit  Geld  aus  dem  Hofe  abgefunden,  »gleichwie  es  vertragen 
wird«.  Auch  diese  Bestimmung  entspricht  dem  retractus  gentilicius, 
welcher  die  Höfe  derselben  gens  erhalten  woUte.  Noch  heute  finden 
wir  hin  und  wieder  im  Lande  Hadeln  Reste  dieses  Gewohnheits- 
rechtes, indem  weiter  entfernte  Verwandte  des  Erb-  oder  Überlassers, 
die  aber  seinen  Namen  tragen,  den  Vorzug  vor  den  leiblichen  Töchtern 
haben.  Auch  wird  nicht  selten  eine  eheliche  Verbindung  der  Anerbin 
mit  einem  Träger  desselben  Namens  angestrebt. 

Diese  beiden  Bestimmungen  schlössen  in  den  meisten  Fällen 
eine  Bevorzugung  des  Hof  annehmers  in  sich.  Denn  einerseits  wurden 
die  Abfindungen  der  Töchter  hiernach  nicht  nach  dem  Verkaufs- 
werte sondern  nach  dem  Ertragswerte  des  Gutes  festgesetzt,  und  da 
alle  Kinder  zu  gleichen  Teilen  erbten,  bestimmten  sich  auch  die 
Anteile  der  übrigen  Söhne  nach  diesem  Modus  i).  Dann  aber  konnte 
andererseits  der  älteste  Sohn  den  Hof  aus  dem  Grunde  nicht  zu 
hoch  ansetzen,  weil  er  dann  Gefahr  lief,  ihn  zu  hohem  Preise  über- 
nehmen und  die  Geschwister  demgemäß  teuer  abfinden  zu  müssen. 

Zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  wurde  die  Bevorzugung  des 
Hofannehmers  noch  dadurch  erweitert,  daß  demselben  eine  Frist 
von  drei  Monaten  bis  zur  Zahlung  der  Ablösungen  gewährt  w^urde, 

^)  Einige  Jahrzehnte  später  wurde  das  ausdrücklich  gesetzlich  bestimmt,  cf.  Chronik 
des  Landes  Hadeln  fol.  227. 
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mit dem  ausdrücklichen  Hinweis  darauf,  daß  die  ganze  Institution 
des  Löserechtes  nur  aus  dem  Grunde  geschaffen  worden  sei,  »damit 
die  Höfe  nicht  geteilt,  zerrissen  und  die  Geschlechter  unmerklich 
darnieder  kommen  möchten«^). 

Diese  Bestimmungen  des  Hadelnschen  Landrechtes  haben 
scheinbar  so  lange  bestanden,  wie  Hadeln  unter  der  Herrschaft  der 
Lauenburger  stand,  vielleicht  auch  noch  zur  Zeit  des  Reichssequesters 
und  während  der  ersten  Jahrzehnte  der  Lüneburg-Celler  Regierung^), 
Sie  sind  dann,  wohl  als  nicht  mit  den  übrigen  Erbrechtsinstitutionen 
der  Hannoverschen  Elbmarschen  übereinstimmend,  nach  und  nach 
bis  auf  die  eheliche  Gütergemeinschaft  außer  Kraft  gesetzt  worden. 

Gegenwärtig  ist  die  Form  der  Vererbung  des  bäuerlichen  Grund- 
besitzes im  Hochlande  von  Hadeln  im  großen  und  ganzen  der  in 
Kehdingen  und  Neuhaus  gebräuchlichen  ähnlich,  nur  findet  eine  Be- 
vorzugung des  Annehmers  bei  der  Intestaterbfolge  hier  selten  noch 
statt,  und  wenn  das  doch  geschieht,  dann  ist  sie  durchweg  weit 
weniger  bedeutend  als  in  den  beiden  anderen  Marschen.  Im  übrigen 
haben  bei  der  Intestaterbfolge  die  alten  landrechtlichen  Bestimmungen 
insoweit  ihre  Kraft  bewahrt,  als  in  der  Regel  der  jüngste  Sohn  den 
Hof  antritt. 

Allein  in  den  weitaus  meisten  Fällen  haben  wir  im  Lande  Hadeln 
im  Gegensatze  zu  Kehdingen  und  namentlich  zu  Neuhaus  die  Testat- 
erbfolge, sei  es  infolge  von  Testamenten  oder  von  Überlassungs- 
verträgen. Durch  die  Festsetzung  der  Übernahmesumme  findet  hierbei 
allerdings  sehr  häufig  eine  Bevorzugung  des  Annehmers  statt,  aber 
erstens  ist  das  durchaus  nicht  immer  der  Fall,  und  dann  ist  sie  auch 
durchweg  noch  geringer  als  in  Kehdingen.  Wohl  läßt  sich  hin  und 
wieder  eine  Begünstigung  des  Annehmers  bis  zum  dritten  Teile  des 
Nachlaßwertes  konstatieren,  doch  sind  das  Ausnahmefälle.  Im  all- 
gemeinen dürfte  sie  selten  mehr  als  lo^/o  betragen. 

Wesentlich  anders  liegen  die  Verhältnisse  im  Hadelnschen  Siet- 
lande.  Dort  sind  die  Höfe  durchschnittlich  bedeutend  kleiner  als  im 
Hochlande,  auch  hatten  sie  bis  zur  Entwässerung  des  Landes  durch 
den  Bau  des  Hadler  Kanals  in  den  fünfziger  Jahren  des  vorigen 
Jahrhunderts  einen  verhältnismäßig  weitaus  geringeren  Wert  als  die 
Hochlandshöfe.  Infolgedessen  konnten  sie  eine  so  starke  Belastung 
wie  die  Hochlandshöfe  nicht  vertragen,  und  es  bildete  sich  die  Ge- 

1)  cf.  die  Konstitution  Herzogs  Franz  von  Lauenburg  vom  6.  VII.  1608  in  der 
Chronik  des  Landes  Hadeln  fol.  224, 

2)  Den  Hadlern  mußten,  wie  wir  a.  a.  O.  sahen,  von  den  Weifen  sämtliche  Privilegien 
bestätigt  werden. 
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wohnheit  heraus,  den  Annehm  er  nicht  unerhebhch  zu  begünstigen. 
Diese  Bevorzugung  nun  ist  in  den  letzten  Jahrzenten  zwar  geringer 
geworden,  indem  die  Höfe  gegen  früher  weit  höher  eingesetzt  werden, 
denn  auch  im  Sietlande  ist  Intestaterbfolge  höchst  selten.  Da  aber 
zu  gleicher  Zeit  die  Besitzungen  sehr  viel  leistungsfähiger  und  in 
noch  höherem  Grade  preiswerter  geworden  sind,  ist  immerhin  auch 
letzt  noch  das  Voraus  des  Annehmers  ein  ganz  bedeutendes  und 
übersteigt  häufig  die  durch  das  Höfegesetz  vorgeschriebene  Höhe. 
So  erinnert  die  Form  der  Vererbung  im  Sietlande  mit  seiner  Be- 
vorzugung des  Annehmers,  seiner  Nachfolge  des  jüngsten  Sohnes 
in  den  Hof  und  seiner  Altenteils-Institution  sehr  viel  mehr  an  die 
Erbgewohnheiten  im  Alten  Lande  als  an  die  in  den  anderen  drei 
Marschen. 

Durch  die  Erbgewohnheiten  unserer  Marschen  geht  also  ein 
gemeinsamer  Grundzug,  die  gleiche  Teilung  des  Nachlasses  in  römisch- 
rechtlichem Sinne,  den  wir  auf  der  Geest  nicht  finden.  Eine  Real- 
teilung des  Grundbesitzes  hat  aber  trotzdem  nicht  Platz  gegriffen 
oder  doch  nur  in  den  letzten  Jahren  in  geringem  Maße.  Dem  standen 
in  erster  Linie  bewirtschaftungs-technische  Gründe  entgegen,  dann 
aber  auch  die  eigenartige  Natur  des  Landes,  die  leistungsfähige  Höfe 
zur  Erhaltung  der  Deiche  forderte  und  die  durch  das  ausgedehnte 
Netz  der  Entwässerungsgräben  eine  Neuordnung  der  Schläge  erschwerte. 
Auch  eine  nennenswerte  Zusammenlegung  bäuerlicher  Besitzungen 
wurde  durch  betriebstechnische  Schwierigkeiten  verhindert. 

Eine  Bevorzugung  des  Hofannehmers  finden  wir  fast  allgemein 
in  allen  unseren  Marschstrichen,  doch  ist  sie  in  den  einzelnen  Kreisen 
ganz  verschieden  hoch.  Am  bedeutendsten  ist  sie  im  Alten  Lande 
und  im  LIadler  Sietlande,  dann  folgen  die  Ostener  Marsch,  die  Neu- 
häuser Marsch  und  Kehdingen,  am  geringsten  ist  sie  im  Hadler 
Hochlande.  Überhaupt  weisen  trotz  des  gemeinsamen  Grundzuges 
die  einzelnen  Marschen  in  den  Vererbungsgewohnheiten  nicht  un- 
beträchtliche Verschiedenheiten  auf.  So  haben  wir  Altenteile  nur  im 
Hadler  Sietlande,  im  Amte  Osten  und  im  Alten  Lande  auf  den 
Bauerhöfen.  Eheliche  Gütergemeinschaft  bestand  im  Alten  Lande 
und  in  ganz  Hadeln,  auch  eine  Zeitlang  in  Neuhaus.  Eine  Bevor- 
rechtigung einzelner  Erben  vor  den  übrigen  in  der  Übernahme  des 
Hofes  finden  wir  nur  im  Lande  Hadeln,  wo  die  Söhne  vor  den 
Töchtern  nachfolgeberechtigt  waren;  ferner  hatten  im  Alten  Lande 
und  im  Lande  Hadeln  die  Ältesten  das  Setzen  und  die  Jüngsten 
das  Küren. 
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Wie  ich  an  anderer  Stelle  ausführte,  war  es  nicht  die  Grund- 
herrschaft und  die  mit  ihr  im  Zusammenhang  stehende  Freiheit  oder 
Unfreiheit  des  Bauernstandes,  welche  ausschlaggebend  für  die  Heran- 
bildung der  Anerbensitte  und  damit  zugleich  für  die  verschiedene 
Gestaltung  der  Erbgewohnheiten  in  Marsch  und  Geest  gewesen  ist. 
Sering  faßt  am  Schlüsse  seiner  Betrachtungen  über  die  Vererbung 
des  ländlichen  Grundbesitzes  sein  Urteil  dahin  zusammen,  daß  es 
vorwiegend  die  natürlichen  Wirtschaftsbedingungen  waren,  daneben 
auch  der  Einfluß  der  Stammessitte,  die  für  oder  gegen  die  Ausbildung 
der  Geschlossenheit  des  Besitzes  und  die  Anerbensitte  den  Ausschlag 
gaben  1). 

Was  den  ersten  Punkt  betrifft,  die  Einwirkung  der  natürlichen 
Produktionsbedingungen  auf  die  Geschlossenheit  des  Grund- 
besitzes, so  bestätigen  die  vorstehenden  Darlegungen  die  Richtigkeit 
dieser  Schlußfolgerung  auch  für  unsere  Marschen,  wo  betriebstechnische 
Gründe  die  Realteilung  im  Erbgange  hinderten.  Allein  einen  Einfluß 
der  Stammessitte  können  wir  in  dieser  Hinsicht  nicht  konstatieren^). 

Denn  von  den  in  unsererem  Marschgebiet  außer  den  Sachsen 
in  Betracht  kommenden  Stämmen,  nämlich  den  Friesen  mehr  oder 
weniger  in  allen  Marschen  bis  auf  das  Hadler  Hochland  und  den 
Franken  und  vielleicht  Abodriten  im  Alten  Lande  müssen  wir  die 
Friesen  von  vornherein  ausscheiden,  da  die  lex  Frisionum  in  bezug 
auf  die  Realteilung  der  lex  Saxonum  so  ähnlich  ist,  daß  wir  eine 
Einwirkung  der  einen  auf  die  andere  nicht  würden  nachweisen  können. 

Auch  bei  den  Wenden  herrschte  Geschlossenheit  des  Grund- 
besitzes, wie  aus  den  Vererbungsgewohnheiten  in  den  Kreisen  Lüchow 
und  Dannenberg,  also  dem  hannoverschen  Wendlande  deutlich  hervor- 
geht.   Demnach  scheidet  auch  ihre  Einwirkung  in  dieser  Hinsicht  aus. 

Es  bleiben  also  nur  noch  die  Franken  übrig.  Diese  allerdings 
haben  die  Realteilung  des  Grund  und  Bodens  im  Erbgange,  allein 
beeinflußt  haben  sie  die  geschlossene  Vererbung  in  keiner  der 
hannoverschen  Elbmarschen,  selbst  dort  nicht,  wo  sie,  nach  den  Orts- 
namen zu  urteilen,  einen  noch  größeren  Anteil  an  der  Zusammen- 
setzung der  Bevölkerung  haben  wie  im  Alten  Lande  z.  B.  in  der 
Lüneburger  und  Winsener  Marsch. 


1)  cf.  Sering:  Vererbung  des  ländlichen  Grundbesitzes  in  Preußen,  Bd.  V,  Vor- 
bemerkung, und  Hermes  Artikel:  Anerbenrecht  im  Handwb.  d.  Staatsw. 

2)  Natürlich  soll  damit  nicht  gesagt  sein,  daß  nun  in  anderen  Teilen  der  Provinz 
Hannover  eine  derartige  Einwirkung  nicht  stattgefunden  hat.  Vielmehr  weist  Großmann 
dieselbe  für  eine  Reihe  von  Grubenhagenschen  Kreisen  schlagend  nach.  cf.  Großmann: 
a  a.  O.  fol.  191. 
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Eher  schon  Heße  sich  von  einer  Einwirkung  der  friesischen 
Stammesgewohnheiten  auf  die  sächsischen  in  der  Richtung  des 
Anerbenrechtes  mit  einer  Bevorzugung  des  Anerben  sprechen. 
Denn  die  lex  Frisionum  bevorzugte  die  Söhne  in  der  Wahlfolge  ganz 
erheblich  vor  den  Töchtern und  durch  das  Kürrecht  wieder  den 
jüngsten  Bruder  vor  den  übrigen.  Allerdings  kennt  auch  die  lex 
Saxonum  ein  Vorrecht  der  Söhne  vor  den  Töchtern  in  die  Hof- 
nachfolge, doch  ist  über  eine  weitergehende  Begünstigung  nichts 
bestimmt.  Im  Alten  Lande  und  im  Hadler  Sietlande,  die  stärker  von 
Friesen  besiedelt  sind,  könnten  wir  vielleicht  aus  der  Nachfolge  des 
Jüngsten  in  den  Hof  auf  eine  Einwirkung  des  friesischen  auf  das 
sächsische  Recht  schließen,  doch  scheint  mir  immerhin  auch  in 
diesem  Punkte  Vorsicht  geboten,  da  wir  einer  Vererbung  des 
Grundbesitzes  auf  den  Jüngsten  auch  im  reinsächsischen  Hadler 
Hochlande  begegnen,  während  wir  sie  in  den  stark  von  Friesen  be- 
siedelten bruchartigen  Distrikten  Kehdingens,  so  in  der  Döse,  ver- 
gebens suchen. 

Ist  demnach  eine  Einwirkung  der  Stammessitte  bei  der  Wahl 
des  Anerben  vielleicht  auch  nicht  ganz  von  der  Hand  zu  weisen,  so 
ist  sie  doch  ebenso  wenig  ausschlaggebend  für  oder  gegen  eine  Ein- 
schränkung der  ErbbestimmungQn  des  gemeinen  Rechts  zugunsten 
des  Hofübernehmers  gewesen,  wie  es  die  natürlichen  Produktions- 
bedingungen waren.  Denn  während  ich  die  von  Sering  den  natür- 
lichen Produktionsbedingungen  zugeschriebene  Einwirkung  auf  die 
Geschlossenheit  des  Besitzes  durchaus  anerkenne,  halte  ich  im  Gegen- 
satz zu  ihm,  einen  irgendwie  bedeutenderen  Einfluß  derselben  auf  die 
Entstehung  der  Anerbensitte  mit  einer  Begünstigung  des  Anerben 
auf  Grund  meiner  Untersuchungen  nicht  für  wahrscheinlich. 

Mußten  doch  gerade  die  natüriichen  Produktionsbedingungen 
in  den  Marschen  einer  Bildung  der  Anerbensitte  Vorschub  leisten, 
wo  nur  großbäuerliche  Betriebe  wirtschaftlich  rentabel  sind  und  sich 
bei  diesen  größeren  Besitzungen  ein  Mangel  an  Betriebskapital  viel 
weniger  leicht  durch  Fleiß  und  persönliche  Tüchtigkeit  des  Inhabers 
ersetzen  läßt  als  auf  kleinen  Höfen.  Und  trotzdem  finden  wir  hier 
eine  Bevorzugung  weit  weniger  als  auf  der  Geest. 

Desgleichen  stand  die  Deichfürsorge  einer  zu  starken  Belastung 
und  einer  Zerreißung  der  Höfe  entgegen,  besonders  dort,  wo,  wie 
in  unseren  Marschen,  die  Kabeideichung  die  Grundlage  der  Lasten- 
verteilung bildete 2).    Trotzdem  hat  sich  hier  das  Anerbenrecht  im 

1)  cf.  Schröder:  Rechtsgeschiclite. 

2)  cf.  Auhagen:  Die  Grundlagen  der  Marschwirtschaft. 

Bode,  Agrarverfassung  und  Agrarvererbung  in  Marsch  und  Geest.  3 


~    34  — 


Gegensatze  zur  Geest,  wo  die  natürlichen  Produktionsbedingungen 
eigentlich  weit  weniger  seine  Bildung  erheischten,  nicht  entwickelt. 
Und  wiederum  finden  wir  Vererbungsbestimmungen,  welche  einen 
tatkräftigen  Deichschutz  ermöglichen  sollten  und  deshalb  eine  der 
Anerbensitte  sich  nähernde  Bevorzugung  des  Übernehmers  erstrebten, 
nur  im  Alten  Lande,  also  in  der  Marsch,  welche  am  weitesten  im 
Binnenlande  liegt,  während  wir  sie  in  Kehdingen,  Neuhaus  und 
Hadeln  vermissen,  deren  Lage  näher  der  See  gerade  das  Gegenteil 
vermuten  ließe. 

Näher  kommt  m.  E.  schon  Großmann der  Lösung  der  Frage, 
wenn  er  ausführt,  daß  für  die  Erbgewohnheiten  auf  der  Geest  die 
mittleren  und  kleineren  Höfe  maßgebend  sind,  deren  Besitzer  bei 
der  Bewirtschaftung  selbst  mit  Hand  anlegen  müssen  und  deshalb 
gezwungen  sind,  einer  frischen  Kraft  den  Platz  zu  räumen,  sobald  sie 
sich  selbst  nicht  mehr  rüstig  genug  fühlen,  ihre  Obliegenheiten  zu  er- 
füllen. Dahingegen  ist  in  den  Marschen  der  großbäuerliche  Besitz 
grundlegend  für  die  Erbsitten  gewesen,  dessen  Bewirtschaftung  sich 
nicht,  wie  auf  der  Geest,  ohne  fremde  Arbeitskräfte  ausführen  ließ. 
Dem  Bauer  kommt  hier  also  mehr  der  Posten  eines  Leiters  und 
Aufsichtsführenden  zu,  den  er  auch  noch  versehen  kann,  wenn  er 
bereits  älter  und  körperlich  wenig  leistungsfähig  mehr  ist.  Im 
Gegenteil,  mit  den  Jahren  füllt  er  infolge  seiner  größeren  Erfahrung 
den  Posten  eher  besser  aus. 

Auf  diese  Verschiedenheit  in  den  Besitzverhältnissen  führt 
Großmann  das  Entstehen  oder  Nichtentstehen  des  Altenteils  zurück, 
und  darin  ist  ihm  wohl  unbedingt  beizustimmen.  Denn  mit  Recht 
weist  er  darauf  hin,  daß  gerade  auf  den  kleineren  Marschhöfen, 
die  in  ihrer  Bewirtschaftungsweise  den  Geesthöfen  ähnlich  sind,  sich 
auch  ähnliche  Verhältnisse  in  betreff  des  Altenteils  finden  wie  auf 
der  Geest.  Hieraus  erklärt  es  sich  auch,  daß  wir  auf  den  im  Durch- 
schnitt kleineren  Höfen  des  Alten  Landes  und  den  in  früherer  Zeit 
wirtschaftlich  weniger  günstig  gestellten  Höfen  des  Hadler  Sietlandes 
und  der  Ostener  Binnenmarsch  der  Institution  des  Altenteiles  fast 
überall  begegnen,  während  sie  in  den  übrigen  Gebieten  unserer 
Marschen  nicht  Platz  gegriffen  hat. 

Allein  Großmann  gibt  mit  dieser  seiner  Schlußfolgerung  nur 
die  Erklärung  für  eine  Nebenerscheinung  der  Einzelerbfolge,  die 
Frage, '  warum  sich  in  einzelnen  Gegenden  die  Erbfolge  nach  ge- 
meinem Recht  und  im  Gegensatze  dazu  in  anderen  die  nach  dem 


1)  cf.  Großmann:  a.  a.  O.  fol.  193  ff. 
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Anerbenrechte  herausgebildet  hat,  läßt  er  ungelöst.  Und  doch 
glaube  ich,  daß  gerade  in  der  Verschiedenartigkeit  der  Besitz- 
verteilung der  Schlüssel  für  die  Lösung  liegt.  Allerdings  dürfen 
wir,  um  uns  das  klar  zu  machen,  nicht  bei  dem  sich  jetzt  bietenden 
Bilde  der  Verteilung  stehen  bleiben,  wir  müssen  zurückgreifen  auf 
die  Entstehung  dieser  Verhältnisse,  auf  die  ursprüngliche  germanische 
Flurauf teilungi). 

Schon  unmittelbar  nach  der  Besiedelung  hatten  wir  in  Germanien 
nicht  mehr  Feldgemeinschaft,  sondern  bereits  Sondereigentum,  und 
zwar  müssen  wir  drei  verschiedene  Arten  von  Besitz-  und  Aufteilungs- 
verhältnissen beim  Volksland  unterscheiden.  Da  kam  in  erster  Linie  das 
Kulturland  in  Frage.  Dieses  war  unter  die  einzelnen  Hufner  eines  Dorfes 
aufgeteilt  resp.  ihnen  war  zu  diesem  ausgesprochenen  Zweck  ein  be- 
stimmter Teil  des  Volkslandes  zugewiesen.  Daneben  bestand  die 
Almende,  sie  war  Gesamteigentum  der  Huf  n er,  an  ihr  hatten  ursprünglich 
alle  Hufner  gleiche  Nutzungsrechte,  und  sie  war  mehr  oder  minder 
notwendig  zur  Aufrechterhaltung  der  landwirtschaftlichen  Betriebe 
in  ihrer  damaligen  Form.  Kulturland  und  Almende  aber  bildeten 
nur  einen  Bruchteil  des  gesamten  Volkslandes,  wie  Meitzen^)  sagt 
»oft  oasenartig  belegene  Ausschnitte  aus  den  umgebenden  unangebauten 
Ländereien«.  Die  weiten  Wald-,  Moor-  und  Heidedistrikte,  welche 
das  landwirtschaftlich  ausgenutzte  Land  umgaben  und  die  wir  als 
»Marken«  bezeichnen,  wurden  nun  in  den  Teilen  Germaniens,  in 
denen  sich  früh  eine  Herrschergewalt  entwickelte,  wie  besonders  in  den 
westlichen  und  südlichen  Gebieten,  »von  den  Fürsten  in  Besitz  ge- 
nommen und  blieben  teils  dauernd  Staatseigentum,  teils  kamen  sie 
durch  Verleihung  an  Große  und  an  die  Kirche«. 

In  den  sächsischen  und  auch  wohl  wendischen  Gebieten  aber, 
wo  eine  Herzogsgewalt  nur  in  Kriegszeiten  bestand,  eigneten  diese 
Marken  den  »Markgenossenschaften«,  die  aber  durchaus  nicht  mit 
den  Dorfgenossenschaften  identisch  zu  sein  brauchten,  wenn  das  auch 
nicht  selten  der  Fall  gewesen  sein  wird.  Erst  nach  der'^  Eroberung 
der  sächsischen  Stammgebiete  durch  Karl  den  Großen  vollzog  sich 
eine  Änderung  in  diesen  Besitzverhältnissen,  und  dadurch  erklärt  sich 
auch  zum  Teil  die  Entstehung  des  so  bedeutenden  Reichsgutes  in 
Sachsen. 

In  den  fränkischen  und  schwäbischen  Landen":  hatten^  wir  also 
kein,  den  einzelnen  Volksgenossen  (wenn  auch  natürlich  nur  gegen 
ein  gewisses  Entgelt)  zur  Verfügung  stehendes  Markenland  (»eigentliche 

1)  Vergleiche  hierzu  Meitzen:  Siedelung,  Bd.  I  Abt.  II. 

2)  Meitzen:  a.  a.  O.,  I,  fol.  122. 
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Marken«),  während  das  in  Sachsen  der  Fall  war,  wie  denn  auch  hier 
eine  Besiedelung  des  Markenlandes  tatsächlich  vor  sich  gegangen 
ist,  was  deutlich  aus  dem  Umstände  zu  ersehen  ist,  daß  die.  Marken- 
grenzen häufig  mitten  durch  Neusiedelungen  hindurchgehen-^),  und 
daß  diese  Marken  seit  der  geschichtlichen  Zeit  in  fortschreitender 
Auflösung  begriffen  waren 2). 

Denn  weil  den  einzelnen  Familienhäuptern  gemeinhin  als  Kultur- 
boden nicht  mehr  Hufen  zugeteilt  wurden  als  zum  Unterhalt 
eben  dieser  einen  Familie  nötig  waren,  so  lag  nichts  näher,  als  daß 
die  Kinder,  denen  der  Wirtschaftsbetrieb  bei  der  Gründung  einer 
eigenen  Familie  nicht  mehr  die  nötigen  Subsistenzmittel  bot,  sich 
durch  Urbarmachung  von  unbebautem  Land  einen  neuen  Wirtschafts- 
betrieb gründeten. 

Das  war  auf  zweierlei  Weise  möglich,  erstens  durch  Bebauung 
oder  nur  Kultivierung  der  Almende,  zweitens  durch  Bebauung  oder 
nur  Kultivierung  der  eigentlichen  Marken.  Die  Almende  aber  war, 
wie  ich  an  anderer  Stelle  dartat,  zur  Aufrechterhaltung  der  Wirtschafts- 
form immer  mehr  oder  minder  unentbehrlich,  hier  war  also  die  Neu- 
siedelungsmöglichkeit  eine  sehr  beschränkte.  In  dem  dichter^  be- 
völkerten Süden  und  Südwesten  war  das  um  so  mehr  der  Fall,  als 
die  Almende  an  und  für  sich  von  geringerer  Ausdehnung  war  und 
weil  der  gebirgige  Charakter  des  Landes  für  viele  Almenden  eine 
Beackerung  ausschloß.  Hier  mußte  also  durch  eine  Vermehrung  der 
Bevölkerung  eine  Distrahierung  der  Besitzungen,  auch  des  Kultur- 
landes, nicht  nur  der  Almende  allein,  die  höchstens  für  eine  sehr 
beschränkte  Periode  in  Frage  kam,  eintreten.  Diese  fortschreitende 
Teilung  konnte  allerdings  in  etwas  durch  eine  intensivere  Bewirt- 
schaftungsweise gemildert  werden. 

Anders  in  den  nordwestlichen  und  nördlichen  Gebieten.  Dort 
konnten  die  heranwachsenden  Söhne  zum  Teil  auf  der  viel  aus- 
gedehnteren Almende,  ganz  besonders  aber  auf  den  eigentlichen 
Marken  angesiedelt  werden.  Zu  diesem  Zwecke  bedurften  die  Neu- 
siedler aber  keiner  großen  Mittel,  da  ihnen  die  Erwerbung  des  bis 
dahin  nur  geringe  Nutzungen  gewährenden  Markenlandes  keine  be- 
deutenden Kosten  verursachte.  Deshalb  brauchten  die  Abfindungen 
aus  dem  Stammhofe  auch  nicht  höher  zu  sein,  als  daß  sie  den  neuen 
Wirten  die  Zahlung  der  Entschädigung  an  die  Nutzungsberechtigten 

^)  cf.  V.  Hammerstein:  Der  Bardengau. 

2)  cf.  V,  Lang  Werth:  Darstellung  der  im  Herzogtum  Bremen  bestehenden  besonderen 
und  abweichenden  Jurisdiktionen.  Zeitschrift  des  historischen  Vereins  für  Niedersachsen, 
Jahrg.  1856,  Heft  I  (bei  Meitzen). 
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der  Marken,  den  Bau  des  Hauses  und  die  Beschaffung  der  Betriebs- 
mittel gestatteten,  wozu  eventuell  noch  die  Hergabe  eines  Wohnplatzes 
im  Dorfe  kam. 

Dabei  ist  zu  berücksichtigen,  daß  diese  Kosten  der  Neugründung 
aus  zwei  Abfindungen  bestritten  wurden,  nämlich  aus  der  Abfindung 
des  Mannes  und  dem  Brautschatze  der  Frau. 

So  war  m.  E.  nichts  natürlicher,  als  daß  sich  in  den  Gebieten 
mit  eigentlichen  Marken  eine  Anerbensitte  oder  zum  wenigsten  eine 
weitergehende  Bevorzugung  des  Hofau  nehmers  herausbildete,  während 
in  den  Gegenden  mit  völlig  oder  zum  weitaus  größten  Teile  zu  Sonder- 
eigentum vergebener  Feldflur  mit  wenig  ausgedehnter  Almende  eine 
Gleichstellung  der  Erben  und  eine  Realteilung  des  Grundbesitzes  das 
Gegebene  war. 

Hieraus  erklärt  sich  dann  auch  das  Anerbenrecht  im  größten 
Teile  der  niedersächsischen  Geest  und  die  größere  Bevorzugung  des 
Anerben  im  Alten  Lande  und  im  Hadler  Sietlande,  wo  große  an- 
moorige Niederungen  als  eigentliche  Marken  zur  Besiedelung  frei- 
standen, während  sich  in  den  übrigen  Marschen  ein  durch  wirtschaftlich- 
technische Gründe  mehr  oder  minder  gemildertes  Erbrecht  im  Sinne 
der  römisch-rechtlichen  gleichen  Teilung  des  Gesamtnachlasses  ent- 
wickelte. 

Daß  sich  nun  bei  den  einzelnen  Stämmen  diese,  ich  möchte 
sagen,  Erbgewordenheiten  zu  Erbgewohnheiten  auswuchsen,  ist  leicht 
erklärlich,  und  deshalb  finden  wir  gerade  in  Gegenden  mit  gemischter 
Bevölkerung  häufig  bei  anscheinend  gleicher  Fluraufteilung  doch 
grundverschiedene  Erbsitten,  wie  das  z.  B.  Großmann  für  eine  Reihe 
von  Amtsgerichtsbezirken  des  Fürstentums  Grubenhagen  nachweist  i). 

Weiter  glaube  ich  aber  die  »gewerbsmäßige  Auffassung  seines 
Berufes«  und  den  »kapitalistischen  Sinn«  2)  des  Marschbauern,  die 
ihm  eine  Entäußerung  seines  Besitzes  zu  vorteilhaften  Bedingungen 
nicht  schwer  machen  und  denen  deshalb  ein  Einfluß  auf  die  Ver- 
erbungsgewohnheiten in  den  Marschen  nicht  abzusprechen  ist,  in  letzter 
Linie  auch  auf  die  Fluraufteilung  zurückführen  zu  müssen. 

Denn  auf  der  Geest  Niedersachsens  war  von  einer  kapitalistischen 
Bewertung  des  Bodens  zur  Zeit  der  germanischen  Besiedelung  noch 
nicht  zu  sprechen.  Der  freie  Dorfgenosse  bekam  seine  Hufen  als 
Mitglied  eines  ganz  bestimmten  Standes.  Für  ihn  verbanden  sich 
mit  deren  Besitz  nicht  nur  Rechte  und  Pflichten  gegenüber  dem 

^)  Großmann:  a.  a.  O.  fol.  191. 

2)  cf.  Auhagen:  Grundlagen  der  Marschwirtschaft  in  Thiels  Landw.  Jahrbüchern, 
Bd.  XXV  fol.  721. 


^    38  - 


Gemeinwesen,  er  stempelte  ihn  auch  zum  Angehörigen  einer  sozialen 
Klasse  1).  Infolgedessen  bildete  sich  auf  der  Geest  die  Auffassung 
heraus,  daß  die  Verwaltung  des  Hofes  für  den  Besitzer  nur  eine  Art 
Amt  sei  und  er  verpflichtet  wäre,  den  Grundbesitz  in  seinem  vollen 
Umfange  dem  Nachfolger  zu  übergeben.  Diese  Anschauung  nun 
stand  nicht  nur  einem  freihändigen  Verkauf  und  einer  Realteilung 
im  Erbgange  auch  später  hindernd  entgegen,  sie  ließ  ebenso  eine  zu 
hohe  Belastung  des  Grundbesitzes  durch  Abfindungen  an  die  Miterben 
nicht  zu. 

Anders  in  den  Marschen.  Dort  ging  die  Fluraufteilung  erst 
vor  sich,  als  auf  der  Geest  bereits  die  Villicationsverfassung  Platz 
gegriffen  hatte.  Den  Eingesessenen  fiel  das  neugewonnene  Land  als 
ein  Lohn  gemeinsamer  Arbeit  und  gemeinsamen  Risikos  zu.  Da 
war  es  nicht  weiter  verwunderlich,  wenn  der  Marschbauer  seinen 
Besitz  als  ein  Handelsobjekt  auffaßte,  dessen  man  sich  ohne  Bedenken 
entäußern  konnte.  Mit  dieser  Auffassung,  der  wir  in  den  übrigen 
Marschen  mehr  oder  weniger  allgemein  begegnen,  steht  das  zähe 
Festhalten  des  Altländers  an  seinem  Besitz,  von  dem  man  bis  vor 
einem  Jahrzehnt  allgemein  sprechen  konnte  und  auch  heute  in  gewisser 
Weise  noch  sprechen  kann,  im  scharfen  Widerspruch.  Aber  das  ist 
erklärlich,  wenn  wir  gemäß  unserer  früheren  Darlegung  berücksichtigen, 
daß  die  Altländer  Bevölkerung  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  vor 
den  Deportationen  durch  Karl  den  Großen  auf  den  an  die  Marsch 
grenzenden  Geesthöhen  ansässig  war,  und  so  viele  auf  der  Geest 
herrschenden  Sitten  und  Anschauungen  in  die  neue  Marschsiedelung 
mit  hinübernahm. 

Nach  all  diesen  Betrachtungen  über  die  Vererbung  in  unserem 
Gebiet  komme  ich  zu  nachstehenden  Schlußfolgerungen: 

Maßgebend  für  die  Entstehung  der  Vererbungsformen  war  der 
bäuerliche  Grundbesitz.  Auf  der  Geest  herrscht  die  Anerbensitte,  in 
den  Marschen  die  Vererbung  nach  gemeinem  Recht.  Diese  grund- 
legende Verschiedenheit  ist  auf  die  verschiedenen  Besiedelungs-  oder 
besser  Fluraufteilungsformen  zurückzuführen. 

Auf  der  Geest  hält  der  Bauer  zäh  am  ererbten  Grundbesitze 
fest,  ebenso  im  Alten  Lande,  während  in  den  übrigen  Marschen 
der  bäuerliche  Grundbesitz  beweglicher  ist.  Auch  hierbei  dürfte  die 
Besiedelung  als  causa  causans  in  Frage  kommen. 

Eine  Realteiluug  und  damit  eine  Zersplitterung  des  Grundbesitzes 
hat  aber  auch  in  den  Marschen  nicht  stattgefunden,  dem  standen 


^)  cf.  Waitz:  Über  die  altdeutsche  Hufe. 
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Gründe  entgegen,  die  sich  teils  aus  der  eigenartigen  Natur  des  Landes, 
teils  aus  der  Wirtschaftstechnik  ergaben. 

Hingegen  findet  sich  eine  Bevorzugung  des  Hofübernehmers, 
wenn  auch  in  weit  geringerem  Maße  als  auf  der  Geest,  in  allen 
unseren  Marschen,  trotz  der  Vererbung  nach  den  Grundsätzen  des 
Gemeinen  Rechtes.  Diese  geringe  Bevorzugung  wurde  bedingt  eben 
durch  die  Geschlossenheit  der  Besitzungen  im  Erbgange. 

Die  Verschiedenheit  in  der  Höhe  dieser  Bevorzugung  ist  teil- 
weise, so  im  Alten  Lande  und  im  Hadler  Sietlande,  wohl  auch  auf 
die  Fluraufteilung  zurückzuführen,  die  den  Miterben  in  diesen  Bezirken 
ebenso  wie  im  Gebiete  der  Anerbensitte  die  Gründung  einer  Existenz 
erleichterte,  im  Alten  Lande  hat  vielleicht  auch  die  günstige  Gelegenheit 
für  die  Miterben,  sich  in  Handel  und  Schiffahrt  zu  betätigen,  in  dem- 
selben Sinne  gewirkt.  Auch  die  mehr  oder  minder  starke  Ausdehnung 
der  Grundherrschaft  in  den  einzelnen  Gebieten  ist  scheinbar  nicht 
ganz  ohne  jeden  Einfluß  geblieben,  ebensowenig  wie  die  Stammes- 
sitten. Ausschlaggebend  sind  aber  Grundherrschaft  und  Stammes- 
sitten nicht  gewesen. 

Die  Institution  des  Altenteils  hängt  zusammen  mit  der  Besitz- 
verteilung. In  Gegenden,  wo  der  großbäuerliche  Betrieb  vorherrscht, 
wie  in  Kehdingen,  Neuhaus  und  dem  Hadler  Hochlande,  findet  sich 
kein  Altenteil  auf  den  Bauerhöfen,  während  es  auf  den  mittel-  und 
kleinbäuerlichen  Betrieben  der  Geest,  des  Alten  Landes  und  des 
Hadler  Sietlandes  die  Regel  bildet. 

In  den  letzten  Jahrzehnten  ist  in  den  Marschen  eine  Verschiebung 
in  den  Vererbungsformen  zuungunsten  des  Hofannehmers  zu  kon- 
statieren; auch  hat  die  Realteilung  im  Alten  Lande,  besonders  in  der 
dritten  Meile  desselben,  mehr  Platz  gegriffen. 
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